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1. EINLEITUNG 

 

Nachstehend wird das Ergebnis der durchgeführten Gebarungseinschau gemäß 

§ 89 Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973) zur Vorlage an den 

Gemeinderat übermittelt. 

 

Die Gebarung der Marktgemeinde Emmersdorf an der Donau, Verwaltungsbezirk 

Melk, wurde zuletzt im Jahre 2025 durch Organe der Aufsichtsbehörde im Rahmen 

des Bürgermeisterwechsels einer Überprüfung unterzogen. Die Gebarungseinschau 

wurde anhand der von der Gemeinde vorgelegten Buchhaltungsunterlagen, Belegen 

und Rechtsgrundlagen stichprobenweise durchgeführt und hatte hauptsächlich die 

Gebarung der Jahre 2025 und 2026 zum Gegenstand. Die Überprüfung erfolgte 

stichprobenweise anhand der vorgelegten Kassen-, Buchführungs- und 

Verwaltungsunterlagen und bezog sich vorwiegend auf den Bereich der finanziellen 

Lage der Marktgemeinde. 

Die aufgelisteten Feststellungen stellen daher lediglich einen Überblick dar. 

Arbeitsweisen, welche nicht unmittelbar im Prüfbericht beanstandet werden, können 

daher, aufgrund der Stichprobenprüfung, nicht zwangsläufig als „frei von Fehlern“ 

eingestuft werden. 

 

Die Ergebnisse der Einschau mit dem Schwerpunkt „Finanzielle Lage“ wurden in 

einer Schlussbesprechung mit dem Bürgermeister und Vizebürgermeister am 

15. April 2026 besprochen. 

 

 

TEILBERICHT GEBARUNG UND HAUSHALTSWESEN 

 

2. ALLGEMEINES 

 

Im Bericht der Gebarungseinschau vom 5. Juni 2025 wurde bereits auf die äußerst 

angespannte finanzielle Lage der Marktgemeinde hingewiesen (Voranschlag 2025: 

negative Finanzspitze: - € 797.000,--, Bedarfszuweisungen zur Liquiditätsstärkung: 

€ 906.400,--).  
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Im Einschaubericht wurden unter anderem zahlreiche Maßnahmen aufgelistet, die 

bei der Erstellung eines Haushaltskonsolidierungskonzeptes jedenfalls berücksichtigt 

werden müssen. Dieser Bericht wurde in der Sitzung am 24. Juli 2025 dem 

Gemeinderat vollinhaltlich zu Kenntnis gebracht. 

 

In der Stellungnahme zum Einschaubericht der Marktgemeinde vom 27. August 2025 

wurden folgende bereits umgesetzte Maßnahmen mitgeteilt:  

• Erhöhung des Elternbeitrages Kindergartentransport 

• Anpassung der Beiträge für die Nachmittagsbetreuung im Kindergarten 

• Nichtnachbesetzung eines Bauhofmitarbeiters 

• Einsparungen bei Ermessensausgaben (z. B. Kürzung der 

Vereinssubventionen um 20 % - ab dem Voranschlag 2026 werden weitere 

Einsparungen vorgenommen). 

• Verwendung der KIP-Mittel zur Ausfinanzierung des Projektes „Bauhof“ 

• Investive Projekte werden zurückgestellt 

 

In der Gemeinderatssitzung vom 10. Dezember 2025 wurde unter dem 

Tagesordnungspunkt 12 eine Haushaltskonsolidierungskonzept gemäß § 72b 

NÖ GO 1973 zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Besorgung der Aufgaben 

einstimmig beschlossen.  

Folgende Maßnahmen werden laut dem Gemeinderatsbeschluss umgesetzt: 

Kindergartentransport: Der Gemeindeanteil beim Kindergartentransport beträgt 50 % 

und wird erst ab einer Mindestanzahl von acht Kindern bei zwei Fahrten pro Tag 

angeboten. Im Kindergartenjahr 2025/2026 findet kein Kindergartentransport statt. 

Personal: Das per 1. August 2025 abgelaufene Dienstverhältnis mit einem 

Bauhofmitarbeiter (Klärwärter) wird nicht mehr nachbesetzt.  

Vereinssubventionen: Die Subventionen wurden um 20 % reduziert. 

Kindergartenzubau: Das Projekt wurde zurückgestellt. 

Zubau zur Volksschule: Das Projekt wurde zurückgestellt. 

Erweiterung Gemeindeamt: Das Projekt wurde zurückgestellt. 

FF-Haus Gossam: Der geplante Neubau wird nochmals überdacht. Es wird versucht 

die Nachbarliegenschaft beim Feuerwehrhaus zu erwerben, um eine 

kostengünstigere Erweiterung am derzeit bestehenden Standort zu realisieren. 
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Beiträge an Feuerwehren: Reduktion der Beiträge von € 99.600,-- auf € 58.900,-- ab 

dem Finanzjahr 2026 

Wasserversorgung: Anpassung der Wassergebühren per 1. Jänner 2026 

Friedhof: Anpassung der Friedhofsgebühren per 1. Jänner 2026 

Katzenkastration: Die Marktgemeinde nimmt nicht mehr am Förderprojekt des 

Landes teil. 

Schulden: Verbesserung der Konditionen bei Krediten (bei zwei Darlehen bereits 

umgesetzt). 

Einsparungen bei diversen Haushaltskonten  

 

Im Rahmen des Bedarfszuweisungsansuchens für das Jahr 2026 (Ansuchen vom 

11. Dezember 2025) wurde ein Bericht zum veranschlagten Abgang für das 

Finanzjahr 2026 (Voranschlag 2026: Bedarfszuweisungen zur Liquiditätsstärkung: 

€ 891.000,--) von der Marktgemeinde abgegeben und die beabsichtigten 

Maßnahmen zur Reduktion des Abganges angeführt: 

 

• Gebührenhalte (WVA, ABA und Friedhof) sind kostendeckend budgetiert – 

sollte in diesen Bereichen keine Kostendeckung im Rechnungsabschluss 

2025 erreicht werden, erfolgt eine neuerliche Anpassung; 

• der Voranschlag 2026 beinhaltet ausschließlich Pflichtaufgaben; 

• Kleinprojekte bzw. Vorhaben werden noch auf Einsparungen bzw. auf deren 

Notwendigkeiten geprüft. 

 

Aus dem Bericht des Ansuchens um Bedarfszuweisungen der Marktgemeinde lässt 

sich – wie schon in den letzten Jahren - ableiten, dass sich aus Sicht der 

Marktgemeinde keine wesentliche Verbesserung der finanziellen Lage durch 

nachhaltige laufende Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben erreicht werden kann. 

 

Am 24. März 2026 wurde im Rahmen einer Besprechung zur finanziellen Lage der 

Marktgemeinde nochmals die äußerst angespannte finanzielle Lage erläutert 

(Voranschlag 2026: negative Finanzspitze: - € 847.000,--, veranschlagte 

Bedarfszuweisungen zur Liquiditätsstärkung: € 891.000,--, Abgänge für den Zeitraum 

der mittelfristigen Finanzplanung („H1 jährliches Haushaltspotenzial“: zwischen 

- € 910.000,-- und - € 1.100.000,--). 



- 6 - 

 

Dies bedeutet, dass die wiederkehrenden 

Mittelverwendungen (Ausgaben) die wiederkehrenden 

Mittelaufbringung (Einnahmen) unter Berücksichtigung der 

Forderungen und Verbindlichkeiten beträchtlich übersteigen 

(dies entspricht einem Abgang sowie fehlenden Eigenmittel). 

 

 

Im Zuge dieser Besprechung wurde vom Vizebürgermeister darauf hingewiesen, 

dass nach seiner persönlichen Einschätzung eine mögliche Zahlungsunfähigkeit 

eintreten könnte.  

 

Seitens der Abteilung Gemeinde wurde explizit darauf 

hingewiesen, dass die Sanierung der Gemeindefinanzen 

ausschließlich der Gemeinde obliegt, wobei sich die 

Ausgaben auf die gesetzlichen und vertraglichen 

Pflichtausgaben beschränken sollten.  

 

 

3. KASSENFÜHRUNG 

 

Zu Beginn der Gebarungseinschau wurden die Bestände der einzelnen Zahlwege 

erhoben bzw. kontrolliert. Dabei ergab sich die vollständige Übereinstimmung 

zwischen den Sollbeständen des Tagesabschlusses der Buchhaltung vom 

14. April 2026 und den nachgewiesenen Kassenistbeständen. Eine Kopie der 

darüber aufgenommenen Niederschrift wurde der Kassenverwalterin bzw. der 

Amtsleiterin übergeben. 

 

Die Marktgemeinde hat neben der Barkasse noch drei weitere Zahlwege in Form von 

zwei Girokonten und eines Onlinesparbuches. Die Guthaben auf diesen Zahlwegen 

(auch Onlinesparbuch) werden derzeit mit 0,01 % verzinst, für allfällige 

Überziehungen steht aktuell ein Kassenkredit (Zahlweg 2) in der Höhe von 

€ 842.000,-- zur Verfügung (beschlossen in der Gemeinderatssitzung am 

10. Dezember 2025). Für diesen Überziehungsrahmen wird ein variabler Zinssatz mit 
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der Bindung an den 3-Monats-Euroibor zuzüglich 1,5 % Aufschlag (jedoch 

mindestens 1,5 %) in Anrechnung gebracht.  

 

Auch in Hinkunft ist die Entwicklung des Kapitalmarktes 

genau zu beobachten, damit die in Anrechnung gebrachten 

Zinssätze dem jeweiligen Marktniveau entsprechen. 

 

 

Die maximal mögliche Überziehung des Girokontos 

(Überziehungsrahmen = Kassenkredit) ist mit 16 % der Summe der Erträge des 

Ergebnisvoranschlages 2026 fast zur Gänze ausgeschöpft (16 % der Summe der 

Erträge des Ergebnisvoranschlages 2026: € 842.160,--). Im Rechnungsabschluss 

2025 betrugen die Geldverkehrspesen rund € 9.810,--. Im 

Zwischenrechnungsabschluss 2026 sind bereits Geldverkehrspesen in der Höhe von 

€ 3.869,07 (1. Quartal) ausgewiesen.  

 

Die Saldoentwicklung aller Girokonten der Gemeinde vom 1. Jänner 2025 bis zum 

14. April 2026 zeigt folgende grafische Entwicklung. 
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Es wurden die Salden aller drei Bankkonten im Onlinebanking des Bankinstituts 

zusammengerechnet. Die orange Linie zeigt den aktuell möglichen Kassenkredit an, 

welcher sich mit 1. Jänner 2026 erhöhte. 

 

Bei der Durchsicht der Girokontoauszüge 2026 war ersichtlich, dass im Jänner 2026 

die durchschnittliche Kontenüberziehung auf dem Girokonto rund - € 175.000,-- 

betragen hat. Ab Ende März bis zum Zeitpunkt der Einschau war das laufende 

Girokonto bereits mit über - € 700.000,-- überzogen. Zum Zeitpunkt der 

Gebarungseinschau betrug der Girokontostand (Zw. 2) - € 763.792,79.  

 

Bezüglich der Höhe des Kassenkredites wird jedoch 

festgehalten, dass der Prozentsatz von 16 % der Summe der 

Erträge des Ergebnisvoranschlages entsprechend der 

NÖ GO 1973 nur bis zum 31.12.2027 gilt. Vom 1.1.2028 bis 

31.12.2028 beträgt der Prozentsatz 14 %, vom 1.1.2029 bis 

zum 31.12.2029 12 % und ab dem 1.1.2030 sodann wieder 

10 % der Summe der Erträge des Ergebnisvoranschlages.  

Kassenkredite sind aus laufenden finanzwirksamen Erträgen 

zurückzuzahlen und dürfen nicht zur Bedeckung von 

Investitionsmaßnahmen verwendet werden (vgl. § 79 

NÖ GO 1973). 

 



- 9 - 

Bei näherer Betrachtung der Grafik sind halbjährliche Sprünge nach unten 

(Auszahlungen) ersichtlich. Die aktuelle hohe Überziehung des Girokontos wurde 

seitens der Gemeinde mit der Zahlung fälliger Darlehensannuitäten begründet. Im 

Zuge der Gebarungseinschau wurde von der Marktgemeinde eine Aufstellung über 

Fälligkeit und Höhe der Annuitäten im Jahr 2026 vorgelegt. Zur besseren 

Veranschaulichung wird diese grafisch aufbereitet: 

 

Zeitpunkt Summe der Annuitäten 

1. Jänner.  €       3.286,36  

1. März.  €   235.772,12  

31. März.  €     24.089,47  

30. Juni  €     14.779,41  

1. September  €   235.115,66  

30. September  €     18.882,33  

31. Dezember  €       8.032,14  

 

 

Es zeigen sich Zahlungsspitzen, jeweils im März und September, in den restlichen 

Monaten sind fast keine Auszahlungen vorgesehen.  

 

Die Gemeinde könnte durch Verhandlungen versuchen die 

Darlehensannuitäten gleichmäßiger über das Jahr zu 

verteilen. Damit könnte besonders in der aktuellen Situation 
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die Zinsbelastung durch Überschreitung der Girokonten 

reduziert werden.  

 

Hierbei muss aber darauf geachtet werden, dass es zu keiner 

Mehrbelastung der Gemeinde (Pönalen, höhere Aufschläge, 

Gebühren etc.) kommt. Vielmehr sollte versucht werden, in 

diesem Zusammenhang die Zinssätze bei den Banken 

nachzuverhandeln. 

 

 

Mit Hilfe der Gemeindeverwaltung wurde versucht, die kurzfristige 

Liquiditätsentwicklung der Gemeinde auf Basis von allfälligen Vorjahreswerten 

(Einzahlungen und Auszahlungen) hochzurechnen. Hierzu wurde eine Aufstellung 

vorgelegt.  

Auf Basis dieser Einschätzung zeigt sich, dass sich die Kassenliquidität in den 

Monaten Mai und Juni 2026 weiter verschlechtern wird und den bestehenden 

Überziehungsrahmen (Kassenkredit) überschreiten könnte.  

Durch die Auszahlung der Bedarfszuweisungen I (Finanzkraftausgleich) am 

20. April 2026 in der Höhe von rund € 160.000,-- - diese Einzahlung wurden bei der 

Aufstellung der Gemeinde erst im Juli 2026 berücksichtigt – kommt es zu einer 

kurzfristigen leichten Entspannung. Mit einer Überschreitung des Kassenkredites ist 

daher erst zu einem späteren Zeitpunkt zu rechnen. 

 

In Hinkunft ist die Entwicklung des Girokontostandes genau 

zu beobachten bzw. eine Liquiditätsplanung vorzunehmen, 

damit ein Ausgabenstopp vermieden werden kann.  

Bei den Auszahlungen hat sich die Gemeinde jedenfalls auf 

die gesetzlichen und vertraglichen Pflichtaufgaben zu 

beschränken! 
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4. VORANSCHLAG 2026/NACHTRAGSVORANSCHLAG 2026 

 

Auf Basis des Voranschlages 2026 ergibt sich – wie bereits oben erwähnt - eine 

negative Finanzspitze von - € 847.000,--. 

Im Voranschlag 2026 ist bei der Haushaltpotenzialberechnung 

(H1 = Überschuss/Fehlbetrag laufender Betrieb) ein Überschuss von € 15.300,-- 

ausgewiesen.  

In diesem Überschuss sind allerdings Bedarfszuweisungen II (BZ zur 

Liquiditätsstärkung!) in der Höhe von € 891.000,-- enthalten. 

Ohne die Bedarfszuweisungen II ergibt sich im Finanzjahr 2026 somit ein Abgang 

von - € 875.700,--. Ein Endstand kumuliertes Haushaltspotential aus dem Vorjahr 

(RA 2025) ist im Voranschlag 2026 nicht enthalten. 

 

Auch auf Basis der mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 2027 bis 2030 sind 

jährliche Abgänge zwischen - € 910.000,00 und - € 1.110.000,00 ausgewiesen.  

 

 

Auf Basis des Nachtragsvoranschlages 2026 – welcher am 14. Juli 2026 vorgelegt 

wurde - ergibt sich eine negative Finanzspitze von rund - € 773.000,--. 

Im Nachtragsvoranschlag 2026 ist bei der Haushaltpotenzialberechnung 

(H1 = Überschuss/Fehlbetrag laufender Betrieb) ein Fehlbetrag von - € 45.000,-- 

ausgewiesen.  

In diesem Fehlbetrag sind bereits Bedarfszuweisungen II (BZ zur 

Liquiditätsstärkung!) in der Höhe von € 849.600,-- enthalten. 

Ohne die Bedarfszuweisungen II ergibt sich auf Basis des 

Nachtragsvoranschlages 2026 somit ein Abgang von € 894.600,-- (ohne Ergebnis 

aus dem RA 2025 (H4Vj)). Der Endstand kumuliertes Haushaltspotential aus dem 

Vorjahr (RA 2025) in der Höhe von € 52.821,92 wurde im 

Nachtragsvoranschlag 2026 berücksichtigt. 

 

Die von der Marktgemeinde gesetzten 

Konsolidierungsmaßnahmen werden bei weitem nicht 

ausreichen, den operativen Haushalt (= laufende 
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finanzwirksame Erträge abzüglich laufender finanzwirksamer 

Aufwendungen) nachhaltig zu sanieren.  

Auch unter Berücksichtigung der zu erwartenden 

Bedarfszuweisungen II (Bedarfszuweisung zur 

Liquiditätsstärkung) wird es nicht gelingen, den operativen 

Haushalt ausgeglichen erstellen zu können.  

 

 

5. RECHNUNGSABSCHLUSS 2025 

 

In der Gemeinderatssitzung vom 25. März 2026 wurde der 

Rechnungsabschluss 2025 einstimmig beschlossen.  

Die Marktgemeinde hat das Haushaltsjahr 2025 (Rechnungsabschluss) mit einem 

Kassenbestand (Girokonten, Sparbuch und Barkassa) in Höhe von € 87.312,43 

abgeschlossen. Die Veränderung an liquiden Mitteln betrug im Vergleich zum Stand 

per 31. Dezember 2024 - € 551.918,74. 

 

Im Rechnungsabschluss 2025 beträgt das Nettoergebnis im Ergebnishaushalt 

- € 231.842,37 (SA0). In diesem Nettoergebnis sind bereits Bedarfszuweisungen 

(BZ) II (Bedarfszuweisungen zur Liquiditätsstärkung) in der Höhe von € 430.000,-- 

enthalten. Ohne BZ II würde sich ein negatives Nettoergebnis von rund - € 661.800,-- 

ergeben. 

 

Beim Nettoergebnis handelt es sich um das Ergebnis der 

Ergebnisrechnung und resultiert aus der Gegenüberstellung 

von Erträgen und Aufwendungen. Ein negatives 

Nettoergebnis bedeutet, dass die Erträge nicht ausreichen um 

die Aufwendungen für die kommunalen Leistungen (inkl. des 

Wertverzehrs des Anlagevermögens in Form der 

Abschreibung) abzudecken. Im Rechnungsabschluss 2025 

beträgt dieser Wert ohne Berücksichtigung der BZ II rund -

 € 661.800,--. 
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Der Finanzierungshaushalt des Rechnungsabschlusses 2025 weist einen Saldo aus 

dem Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung (SA5) in der Höhe von 

- € 560.307,92 aus. Auch in diesem Wert sind BZ II in der Höhe von € 430.000,-- 

enthalten. Ohne BZ II würde sich ein negativer Saldo aus dem Geldfluss aus der 

voranschlagswirksamen Gebarung (SA5) in der Höhe von rund - € 990.300,-- ergeben 

(Cash-mäßige Unterdeckung).  

 

Im Finanzierungshaushalt sind Einzahlungen und Auszahlungen 

zu erfassen. Eine Einzahlung ist der Zufluss an liquiden Mitteln 

in einem Finanzjahr. Eine Auszahlung ist der Abfluss an 

liquiden Mitteln in einem Finanzjahr.  

Im Finanzierungshaushalt ist zwischen der allgemeinen 

Gebarung, welche die operative und investive Tätigkeit der 

Gebietskörperschaft umfasst, und dem Geldfluss aus der 

Finanzierungstätigkeit zu unterscheiden.  

Die operative Gebarung umfasst Ein- und Auszahlungen aus der 

operativen Verwaltungstätigkeit und laufende Transfers.  

Die investive Gebarung umfasst Ein- und Auszahlungen aus der 

Investitionstätigkeit, aus der Gewährung und Rückzahlung von 

Darlehen und gewährten Vorschüssen, sowie aus 

Kapitaltransfers.  

Die Differenz aus Ein- und Auszahlungen der operativen und 

investiven Tätigkeit ergibt den Nettofinanzierungssaldo 

(Saldo 3) aus der allgemeinen Gebarung.  

Der Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit umfasst die Ein- 

und Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit der 

Gebietskörperschaft (= Saldo 4 Geldfluss der 

Finanzierungstätigkeit).  

 

Im Saldo 5 des Finanzierungshaushaltes wird der Geldfluss aus 

der voranschlagswirksamen Gebarung (= Einzahlungen 

abzüglich Auszahlungen aus der operativen bzw. investiven 

Gebarung und der Finanzierungstätigkeit) ausgewiesen.  
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Im Rechnungsabschluss beträgt dieser Wert ohne 

Berücksichtigung der BZ II rund - € 990.300,--. 

 

 

Das H1 „Jährliches Haushaltspotenzial (Eigenmittel)“ beträgt laut dem 

Rechnungsabschluss 2025 € 82.348,07. Unter Berücksichtigung des korrigierten „H4VJ 

Haushaltspotenzial Vorjahr (Endstand HP-RL Vorjahr, Konto 935077 = AB)“ und unter 

Berücksichtigung von Zuweisungen und Rückführungen investive Vorhaben ergibt sich 

ein „H4 kumuliertes Haushaltspotenzial (Eigenmittel) Endstand“ von € 52.821,92 (siehe 

auch Information 2 „Abwicklungsbuchungen“ bei dem Punkt „Konto HP RL 935077, 

tatsächlicher Stand“ bei der Haushaltspotenzialberechnung). 

Dieser Wert ist auch auf der Haushaltspotential-Rücklage des Rechnungsabschlusses 

2025 ausgewiesen. 

 

Diesbezüglich wird festgehalten, dass ohne Bedarfszuweisungen (BZ) II 

(Bedarfszuweisungen zur Liquiditätsstärkung) in der Höhe von € 430.000,-- der jährliche 

Abgang (= H1 – jährliches Haushaltspotential (Eigenmittel)) im Finanzjahr 2025 rund 

- € 347.000,-- betragen hätte.  

 

Das jährliche Haushaltspotenzial ist eine Beilage zum 

Dreikomponentensystem und bemisst die vorhandenen 

Eigenmittel, mit denen Rücklagen gebildet bzw. Investitionen 

durch Zuweisung von der operativen zur investiven Gebarung 

bedeckt werden können. 

Das Haushaltspotenzial wird auf Basis der Ergebnisrechnung 

unter Zuhilfenahme der Finanzierungs- und 

Vermögensrechnung abgeleitet.  

Das Haushaltspotenzial stellt daher die jährlich zur Verfügung 

stehenden Eigenmittel der Gemeinde dar und ist somit eine 

wichtige Kenngröße und gibt die aktuelle Leistungsfähigkeit der 

Gemeinde wieder.  

Ein positiver Wert des Haushaltspotenzials gibt an, welche 

maximale Höhe für Zuweisungen von der operativen zur 

investiven Gebarung zur Verfügung steht. 
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6. ZWISCHENRECHUNGSABSCHLUSS 2026 (STAND VOM 15. APRIL 2025) 

 

Im Zwischenrechnungsabschluss 2026 sind im Investivnachweis folgende Projekte 

enthalten: 

 

6.1. Gemeindestraßenbau 

Beim Projekt „Straßenbau“ ist im Zwischenrechnungsabschluss 2026 ein Abgang in der 

Höhe von rund - € 24.600,-- ausgewiesen. Zur Bedeckung dieses Abganges und der im 

Jahr 2026 vorgesehenen Straßenbaukosten ist unter anderem eine 

Darlehensaufnahme in der Höhe von € 58.000,-- budgetiert. 

 

Die budgetierte Darlehensaufnahme liegt unter der 

maßgeblichen Wertgrenze gemäß § 90 Abs. 2 NÖ GO 1973 (3 % 

der Summe der Erträge des Ergebnisvoranschlages 2026; d.s. 

laut dem Nachtragsvoranschlag 2026 € 153.987,--).  

Dennoch wird eine allfällige Darlehensrückzahlung den 

Haushalt zusätzlich belasten und die finanzielle Lage weiter 

verschlechtern. Die Marktgemeinde hat sich jedenfalls auf die 

unbedingt notwendigen Maßnahmen im Bereich „Straßenbau“ 

zu beschränken. 

 

6.2. Feuerwehr Emmersdorf 

Bei diesem Projekt ist ein Fehlbetrag in der Höhe von rund € 90.500,-- ausgewiesen. 

Dieser Fehlbetrag wird durch nicht ausbezahlte Gelder an die Feuerwehr in der Höhe 

von € 12.500,-- jährlich abgebaut (Abdeckung des Eigenmittelanteils der Feuerwehr im 

Zuge der bereits durchgeführten Neuerrichtung des Feuerwehrhauses).  

 

6.3. Abwasserbeseitigung 

Im Zwischenrechnungsabschluss 2026 ist ein Abgang von rund - € 34.600,-- 

ausgewiesen. Eine Teilzuzählung der budgetierten Darlehensaufnahme (€ 117.000,--) 

zur Abdeckung des Abganges erfolgte bisher nicht.  
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6.4. Wasserversorgung 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei dem Projekt „Wasserversorgung“. Im 

Zwischenrechnungsabschluss 2026 ist ein Abgang von rund - € 81.800,-- ausgewiesen. 

Eine Teilzuzählung der veranschlagten Darlehensaufnahmen (€ 570.200,--) wurde 

bisher nicht veranlasst. 

 

6.5. Hochwasserschutz 

Im Rechnungsabschluss 2025 ist bei diesem Projekt ein Überschuss von € 120.000,-- 

ausgewiesen. Entsprechend des Nachtragsvoranschlages 2026 stehen dem 

Überschuss noch Auszahlungen in gleicher Höhe gegenüber. 

 

6.6. Kindergarten 

Das Projekt „Kindergarten“ weist im Rechnungsabschluss 2025 einen Abgang von rund 

- € 37.600,-- auf. Die im Voranschlag 2026 budgetierte Darlehensaufnahme wurde bis 

zum Zeitpunkt der Einschau noch nicht vollzogen. 

 

Die budgetierte Darlehensaufnahme liegt unter der 

maßgeblichen Wertgrenze gemäß § 90 Abs. 2 NÖ GO 1973 (3 % 

der Summe der Erträge des Ergebnisvoranschlages 2026; d.s. 

laut dem Nachtragsvoranschlag 2026 € 153.987,--).  

Dennoch wird eine allfällige Darlehensrückzahlung den 

Haushalt zusätzlich belasten und die finanzielle Lage weiter 

verschlechtern.  

 

6.7. Bauhof 

Dieses Projekt weist im Zwischenrechnungsabschluss 2026 einen Abgang von rund 

- € 8.300,-- auf. Die zur Bedeckung des Abganges und der budgetierten Auszahlungen 

vorgesehenen Kapitaltransfers wurden bis zum Zeitpunkt der Einschau noch nicht 

angewiesen.  

Im Vergleich zum Voranschlag 2026 haben sich die veranschlagten Projektkosten im 

Nachtragsvoranschlag 2026 um € 67.400,-- erhöht. 
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6.8. Revitalisierung Donauarm 

Auch bei diesem Projekt ist im Zwischenrechnungsabschluss 2026 ein Fehlbetrag in der 

Höhe von rund - € 38.600,-- ausgewiesen. Zur Bedeckung dieser bereits getätigten 

Auszahlungen sind Kapitaltransfers vorgesehen. Diese Kapitaltransfers sind zum 

Zeitpunkt der Einschau noch nicht eingelangt. 

 

6.9. Katastrophenwiederherstellung 

Im Zwischenrechnungsabschluss 2026 ist bei diesem Projekt ebenfalls ein Fehlbetrag 

von rund - € 70.900,-- ausgewiesen. Das Projekt sollte so rasch wie möglich 

abgerechnet und mit noch ausstehenden Kapitaltransfers bzw. der Restbetrag mit der 

budgetierten Darlehensaufnahme bedeckt werden. 

 

6.10. Grundankauf 2 

Das Projekt „Grundankauf 2“ weist im Zwischenrechnungsabschluss 2026 einen 

Überschuss von rund € 37.100,-- aus.  

Laut dem Nachtragsvoranschlag 2026 soll dieser Überschuss, eine Darlehensaufnahme 

in der Höhe von € 92.900,-- und ein Verkaufserlös des Wohnhauses Emmersdorf 17 

(€ 170.000,--) zum Ankauf des unbebauten Grundstückes 7/1 (€ 300.000,--) verwendet 

werden. Der Verkauf der Liegenschaft Emmersdorf 17 (Wohnhaus) kann laut Auskunft 

der Gemeinde derzeit nicht umgesetzt werden, da die vorliegenden Angebote unter 

dem Schätzwert der Liegenschaft liegen. Der Ankauf des Grundstücks 7/1 kann daher 

erst dann erfolgen, wenn das Wohnhaus Emmersdorf 17 zum Schätzwert verkauft 

werden kann.  

 

Die budgetierte Darlehensaufnahme liegt unter der 

maßgeblichen Wertgrenze gemäß § 90 Abs. 2 NÖ GO 1973 (3 % 

der Summe der Erträge des Ergebnisvoranschlages 2026; d.s. 

laut dem Nachtragsvoranschlag 2026 € 153.987,--).  

 

Eine allfällige Darlehensrückzahlung würde auch hier den 

Haushalt zusätzlich belasten und die finanzielle Lage weiter 

verschlechtern.  
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6.11. Wildbachverbauung 

Im Zwischenrechnungsabschluss ist ein Überschuss von € 24.000,-- ausgewiesen, der 

zur Ausfinanzierung des Projektes verwendet werden muss. 

 

Im Zwischenrechnungsabschlusses 2026 sind bei den Projekten 

Abgänge in der Gesamthöhe von - € 386.962,44 ausgewiesen. 

Diesen Abgängen stehen Überschüsse in der Höhe von 

€ 181.096,05 gegenüber (= Überschüsse zur Bedeckung von 

künftigen Auszahlungen).  

 

Um weitere Liquiditätsengpässe zu vermeiden, sollten vor allem 

im Bereich der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

Teilzuzählungen der budgetierten Darlehen erfolgen. Diese 

zusätzlichen Belastungen aus Darlehenszuzählungen sind 

jedenfalls in den Gebührenkalkulationen zu berücksichtigen 

(vgl. § 90 Abs. 4 Z. 7 NÖ GO 1973).  

Die restlichen Fehlbeträge – die durch bereits getätigte 

Auszahlungen entstanden sind – sind ebenfalls mit 

entsprechenden Einzahlungen zu bedecken. Durch die 

bestehenden Fehlbeträge in den Projekten wird die 

Kassenliquidität beträchtlich belastet.  

 

Die budgetierten Darlehensaufnahmen bei den Projekten (z. B. 

„Straßenbau“, „Kindergarten“) liegen unter der Wertgrenze 

gemäß § 90 Abs. 2 NÖ GO 1973 (3 % der Summe der Erträge des 

Ergebnisnachtragsvoranschlages 2026; d.s. € 153.987,-- - 

genehmigungsfreie Darlehen).  

Überschreitet der Gesamtwert aller in einem Finanzjahr 

getätigten Maßnahmen gemäß Abs. 1 Z 2 und 3 10 % der Summe 

der Erträge des Ergebnisvoranschlages des Finanzjahres, 

bedarf jede weitere Maßnahme in diesem Finanzjahr – 

unabhängig vom Wert der Einzelmaßnahme – einer 

Genehmigung (vgl. § 90 Abs. 2 NÖ GO 1973). 
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Auch die Darlehensrückzahlungen genehmigungsfreier 

Darlehen werden den Haushalt zusätzlich belasten und die 

finanzielle weiter verschlechtern.  

 

Im Bereich des Straßenbaues hat sich die Marktgemeinde 

jedenfalls auf die unbedingt notwendigen Maßnahmen zu 

beschränken. 

 

In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass entsprechende Auftragsvergaben ohne 

gesicherte Bedeckung in Projekten in Hinkunft unbedingt zu 

vermeiden sind (vgl. § 72a Z. 9 NÖ GO 1973).  

Die Gemeinde sollte sich daher – angesichts der angespannten 

finanziellen Lage – ausschließlich auf gesetzliche und 

vertragliche Pflichtaufgaben beschränken! 

 

 

7. GEMEINDEVORSTAND 

 

Aus den Protokollen des Gemeindevorstandes ist ersichtlich, dass trotz der 

angespannten finanziellen Lage der Marktgemeinde Subventionen beschlossen 

wurden. So wurden in der Sitzung des Gemeindevorstandes vom 26. November 2025 

unter den Tagesordnungspunkten (TOP) 2 und 3 Subventionen an das Katholische 

Bildungs- und Hilfswerk sowie an die Trachtenmusikkapelle in der Gesamthöhe von 

€ 2.120,-- einstimmig beschlossen. Richtlinien des Gemeinderates zur 

Subventionsvergabe wurden nicht vorgelegt. 

In der Sitzung des Gemeindevorstandes vom 17. März 2026 wurde unter dem TOP 4 

der Ankauf eines Staplers um € 15.960,-- nachträglich einstimmig beschlossen und im 

Finanzjahr 2026 bezahlt.  

Weiters wurde in der Gemeindevorstandsitzung vom 17. März 2026 unter dem TOP 5 

der Ankauf einer Entkalkungsanlage mit einen Auftragswert von € 5.286,75 (netto) 

sowie die Anschaffung einer Abluftanlage für den Bauhof (TOP 9; € 3.926,22) 

mehrheitlich beschlossen.  
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Ausdrücklich ist darauf hinzuweisen, dass ausschließlich der 

Gemeinderat gemäß § 35 Z 2 NÖ GO 1973 für 

Subventionsvergaben zuständig ist, sofern er nicht 

entsprechende Richtlinien beschlossen hat. 

Obwohl bereits die Tragweite der äußerst angespannten 

finanziellen Lage der Marktgemeinde im vollen Ausmaß bewusst 

hätte sein müssen, wurden die oben genannten 

Mittelverwendungen vom unzuständigen Organ beschlossen.  

Im Zuge einer nachhaltigen Sanierung der Gemeindefinanzen 

hat sich die Gemeinde ausschließlich auf Auszahlungen für 

gesetzliche bzw. vertragliche Pflichtausgaben zu beschränken 

und die Organzuständigkeiten einzuhalten. 
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TEILBEREICH PERSONALWESEN 

8. DIENSTPOSTENPLAN 

 

Im Dienstpostenplan für das Haushaltsjahr 2026 sind insgesamt 24 Dienstposten 

ausgewiesen. Aus der untenstehenden Tabelle ergibt sich deren Aufteilung sowie 

Veränderung im Vergleich zum Jahr 2019: 

Anzahl und Bereich 2019 Anzahl und Bereich 2026 Veränderung 

5 Dienstposten der Verwaltung 6 Dienstposten der Verwaltung +1 

7 Dienstposten für 

handwerkliche Verwendungen, 

Schulwarttätigkeit und 

Hilfsdienste 

8 Dienstposten für 

handwerkliche Verwendungen, 

Schulwarttätigkeit und 

Assistenzdienste 

+1 

5 Dienstposten im Kindergarten 8 Dienstposten im 

Kindergarten 

+3 

7 Dienstposten für 

Aufsichtstätigkeiten in der 

Volksschule sowie für die 

Infostelle 

2 Dienstposten für 

Aufsichtstätigkeiten in der 

Volksschule 

-5 

Gesamt: 24 Dienstposten Gesamt: 24 Dienstposten 0 

 

Mit den Bediensteten bestehen Dienstverhältnisse unter Anwendung des NÖ 

Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 1976 (GVBG) sowie – in einem Fall – des NÖ 

Gemeinde-Bedienstetengesetzes 2025 (NÖ GBedG 2025). 

 

Der Dienstpostenplan im Voranschlag für das Haushaltsjahr 2026 entspricht den 

formalen Erfordernissen der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 (GBDO) 

sowie des NÖ GBedG 2025. 

 

9. PERSONALKOSTEN  

 

Die Personalkosten (einschließlich der Nebengebühren) sind im Sammelnachweis der 

Ausgaben für Personal mit € 1.220.484,21 ausgewiesen. Dies sind 24,2 % der 

Ausgaben des ordentlichen Haushaltes von € 5.043.010,38 
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(Rechnungsabschluss 2025). Die Personalausgaben pro Einwohnerin bzw. Einwohner 

(lt. Registerzählung 2021 (1.755 Einwohnerinnen und Einwohner)) belaufen sich auf 

€ 695,43. Bei Gemeinden vergleichbarer Größe betragen diese rund € 570,-- pro 

Einwohnerin bzw. Einwohner, im Durchschnitt des gesamten Bezirkes rund € 580,-- pro 

Einwohnerin bzw. Einwohner. 

 

Zum Vergleich der Personalkosten muss einleitend festgehalten 

werden, dass Personalkosten natürlich auch von lokalen 

Besonderheiten beeinflusst werden können. Die vorliegenden 

Abweichungen zu den Vergleichsgruppen sind jedoch auffällig. 

Es sollte daher von der Marktgemeinde versucht werden, in 

diesem Bereich weitere Steigerungen möglichst zu vermeiden. 

 

 

Die Bezüge gemäß dem Entgeltansatz der Entlohnungsgruppe 6, Entlohnungsstufe 9 in 

§ 10 Abs. 1 lit. a GVBG haben im Zeitraum 2020 bis 2025 eine Steigerung von 27,1 % 

erfahren. Demgegenüber haben sich die Personalkosten der Bediensteten der 

Marktgemeinde Emmersdorf an der Donau um 86,7 % gesteigert (Werte aus den 

Rechnungsabschlüssen). Die absoluten Personalkosten entwickelten sich seit dem 

Jahr 2020 wie folgt. 

Fhh 321 Auszahlungen aus Personalaufwand (in Euro, gerundet)  
2020 2021 2022 2023 2024 2025 

654.000 671.000 771.000 963.000 1.104.000 1.220.000 
 

Die Personalkosten sind im Zeitraum 2020 bis 2025 

überdurchschnittlich stark gestiegen (+ € 566.000,--). 

 

 

10. DIENSTVERHÄLTNISSE MIT DEN VERTRAGSBEDIENSTETEN 

10.1. Aufnahmen von Bediensteten 

Einige Bedienstete wurden befristet mit Beschluss des Gemeinderates aufgenommen. 

Zum Beispiel wurde eine Bedienstete per 18. Mai 2021 befristet bis zum 

31. Oktober 2021 vom Gemeinderat aufgenommen. Bei einer anderen Bediensteten 

erfolgte zunächst eine Aufnahme per 4. November 2019 für zwölf Monate befristet und 
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dies wurde nicht nur im Gemeindevorstand am 12. September 2019 beschlossen, 

sondern auch im Gemeinderat am 11. Dezember 2019. 

 

Dem Gemeinderat ist gemäß § 35 Z 21 NÖ GO 1973 die Aufnahme von ständigen 

Bediensteten sowie die Auflösung des Dienstverhältnisses solcher Bediensteter 

vorbehalten. Gemäß § 36 Abs. 2 Z 5 NÖ GO 1973 obliegen die Aufnahme nicht ständig 

Bediensteter für länger als sechs Monate, deren Entlassung sowie die einverständliche 

Lösung solcher Dienstverhältnisse dem Gemeindevorstand und gemäß § 38 Abs. 1 Z 5 

NÖ GO 1973 die Aufnahme und Entlassung von nicht länger als auf die Dauer von 

sechs Monaten Beschäftigten sowie die einverständliche Lösung solcher 

Dienstverhältnisse der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister. 

 

Bei künftigen Aufnahmen ist zu beachten, dass der Abschluss 

von befristeten Dienstverhältnissen auf die Dauer von 

höchstens sechs Monaten der Bürgermeisterin bzw. dem 

Bürgermeister und auf die befristete Dauer von länger als sechs 

Monaten dem Gemeindevorstand vorbehalten ist. Die 

Zuständigkeit des Gemeinderates beschränkt sich auf 

Aufnahmen in unbefristete Dienstverhältnisse bzw. den 

Abschluss von (befristeten und unbefristeten) Sonderverträgen. 

 

 

10.2. Regelung der Dienstzeit 

Seit kurzer Zeit verfügt die Marktgemeinde Emmersdorf an der Donau über ein 

elektronisches Zeiterfassungssystem. Seitens der Gemeindeverwaltung wurde 

mitgeteilt, dass diese technische Erneuerung einen Übergang auf eine gleitende 

Dienstzeit mit sich bringe. Eine hierfür erforderliche flexible innerdienstliche 

Dienstzeitregelung (Bestandteile: der Dienstzeitrahmen, die fiktive Normalarbeitszeit, 

Anwesenheitspflichten, die Länge der Durchrechnungszeiträume, Übertrag, Verfall, 

Abbau und Ausgleich von zeitlichen Mehrleistungen sowie die Bewertung der 

erbrachten Zeiten und Dienste) für einzelne Arbeitsbereiche existiert jedoch nicht (zur 

gleitenden Dienstzeit von Vertragsbediensteten vgl. § 26 Abs. 3 NÖ GBedG 2025 bzw. 

§ 4b Abs. 2a GVBG). 
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Bei Regelungen zur Dienstzeit bzw. einer allfälligen gleitenden Dienstzeit handelt sich 

um eine innerdienstliche Regelung, die in Form einer Weisung der Bürgermeisterin bzw. 

des Bürgermeisters an die Bediensteten ergeht (innendienstliche Angelegenheit).  

Die Form der Dienstverrichtung (fix vorgegebener Dienstplan oder Gleitzeit) kann von 

den Bediensteten dementsprechend nicht aus- bzw. abgewählt werden, sondern wird 

vom Dienstgeber festgelegt. Die Bediensteten sind dahingehend weisungsgebunden.  

 

Im Sinne der Rechtsklarheit sollte der Bürgermeister eine 

innerdienstliche Dienstzeitregelung (fix vorgegebener 

Dienstplan oder Gleitzeitregelung) erlassen bzw. auf die 

Einhaltung der bestehenden Regelungen hinweisen. Für die 

Einhaltung der Dienstzeit ist von den jeweiligen Vorgesetzten 

der Bediensteten zu sorgen (vgl. hierzu unter anderem 

§§ 37 Abs. 1 und 42 Abs. 5 NÖ GO 1973, § 20 NÖ GBedG 2025). 

 

 

10.3. Ruhepausen 

Beträgt die Gesamtdauer der Tagesdienstzeit mehr als sechs Stunden, so ist gemäß 

§ 29 NÖ GBedG 2025 bzw. § 4d GVBG eine Ruhepause von einer halben Stunde 

einzuräumen. Wenn es im Interesse der Bediensteten der Dienststelle gelegen oder 

dienstlich notwendig ist, können anstelle einer halbstündigen Ruhepause bis zu drei 

Ruhepausen im Ausmaß von insgesamt einer halben Stunde eingeräumt werden.  

 

Im Zuge des Gemeinde-Dienstrechtsreformgesetzes 2023, LGBl. Nr. 15/2024, wurde 

das Gesetz, mit dem das NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976 und die 

NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 authentisch interpretiert wird, 

LGBI. Nr. 84/2016, mit Wirkung vom 1. April 2024 aufgehoben. Demnach ist die 

gesetzliche Ruhepause jedenfalls im Rahmen der Dienstzeit zu gewähren. 

 

In der Vergangenheit wurde seitens der Marktgemeinde Emmersdorf an der Donau 

zusätzlich zur gesetzlichen Ruhepause eine weitere Pause im Ausmaß einer halben 

Stunde zuerkannt (siehe dazu auch bereits die Ausführungen im Prüfbericht vom 

8. Juli 2019).  

 



- 25 - 

Des Weiteren wurde von Seiten der Gemeindeverwaltung der Marktgemeinde mitgeteilt, 

dass aufgrund des anfallenden Arbeitsaufwandes eine Konsumation der zusätzlichen 

Pause an den meisten Arbeitstagen nicht möglich gewesen sei. Infolgedessen sei es zu 

Gesprächen zwischen den Bediensteten und einzelnen Mitgliedern des 

Gemeindevorstandes (jedoch nicht im Zuge einer Sitzung des Gemeindevorstandes als 

Kollegialorgan) gekommen. Im Zuge dieser Gespräche sei von den anwesenden 

geschäftsführenden Gemeinderäten „zugesagt“ worden, dass die Bediensteten die 

Pausen unbegrenzt ansparen und in Form eines „Zeitausgleichs“ konsumieren könnten. 

 

In den Arbeitszeitaufzeichnungen wurde die zusätzliche Pause als „GR Pause“ 

vermerkt und – im Fall der Nichtinanspruchnahme am betreffenden Tag – auf einem 

separatem Zeitkonto angespart. Das so angesparte Guthaben wurde von den 

Bediensteten in Form eines „Freizeitausgleichs“ stunden- oder tageweise konsumiert. 

Aufgrund dieser Möglichkeit, „Zeitguthaben“ aufzubauen, kam es bei einem Großteil der 

Bediensteten faktisch zu einem erhöhten Ausmaß an Zeitguthaben (mit entsprechenden 

– zumindest mittelbaren – finanziellen Auswirkungen für die Marktgemeinde). 

 

Eine über die gesetzliche Ruhepause hinausgehende Pausenregelung findet – wie 

bereits im Prüfbericht vom 8. Juli 2019 ausgeführt – in den gesetzlichen Bestimmungen 

keine Deckung. Der Judikatur des Obersten Gerichtshofes folgend sind die 

Dienstrechtsgesetze für öffentlich Bedienstete dadurch gekennzeichnet, dass sie für die 

Dienstverhältnisse zu bestimmten Körperschaften den wesentlichen Inhalt des 

Dienstvertrags zwingend, also weder durch Kollektivvertrag noch Betriebsvereinbarung 

noch Einzeldienstvertrag abdingbar, festlegen (vgl. RIS-Justiz RS0050823).  

 

Für eine über die gesetzliche Ruhepause hinausgehende 

generelle Pausengewährung (bzw. ersatzweise Gutschrift bzw. 

Ansparung von Zeitguthaben) gibt es keine Veranlassung bzw. 

gesetzliche Grundlage. Diese zusätzliche Pausengewährung 

(„GR Pause“) wäre seitens der Marktgemeinde einzustellen. 
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10.4. Rufbereitschaft 

Soweit eine Rufbereitschaft eingerichtet ist, besteht für die eingeteilten 

Gemeindebediensteten Anspruch auf Rufbereitschaftsentschädigung gemäß 

§ 20 Abs. 1 GVBG i.V.m. § 48a Abs. 2 GBDO. Festzuhalten ist, dass für ein und 

denselben Zeitraum pro Bedienstetem aber lediglich einmalig (und nicht mehrfach) ein 

Anspruch auf die vorgesehene Entschädigung besteht. Rufbereitschaftsdienste sind 

von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister unter Berücksichtigung der 

Erfordernisse einzurichten und anzuordnen.  

 

Laut den Aufzeichnungen der Marktgemeinde verrichteten zuletzt vier 

Gemeindebedienstete in zwei Gruppen abwechselnd eine über das Jahr ganzjährig 

eingeteilte Rufbereitschaft (zwei Bedienstete als Rufbereitschaft für die Kläranlage und 

zwei Bedienstete für den Hochwasserschutz). Den vorliegenden Lohnkonten lässt sich 

entnehmen, dass im Jahr 2025 insgesamt 8.496,09 Stunden Rufbereitschaft geleistet 

wurden.  

 

Bei der Einteilung von Rufbereitschaften sollte von Seiten des 

Bürgermeisters auf Aspekte der Zweckmäßigkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Bedacht genommen werden 

und die Notwendigkeit der Rufbereitschaft durch zwei 

Bedienstete für denselben Zeitraum hinterfragt bzw. etwaige 

Alternativen angedacht werden, sofern ein Abgehen von der 

doppelten Einteilung im Hinblick auf Sicherheitsaspekte 

(Bedienstetenschutz) zulässig ist. Abgesehen davon sollte 

angedacht werden, im Zuge der Rufbereitschaft auch andere 

geeignete Bedienstete einzuteilen, um eine übermäßige 

Inanspruchnahme der bisher eingeteilten Bediensteten durch 

die Sicherstellung der Erreichbarkeit hintanzuhalten. 

 

 

10.5. Mehrleistungen und Überstunden 

10.5.1 Anordnung 

Überstunden der Bediensteten der Marktgemeinde Emmersdorf an der Donau werden 

generell in Form von Freizeitausgleich abgegolten. Die Aufzeichnung der (Mehr-) 



- 27 - 

Arbeitsstunden erfolgt sowohl über ein elektronisches Arbeitszeiterfassungssystem als 

auch durch schriftliche monatliche Arbeitszeitaufzeichnungen der Bediensteten. 

Letztere enthalten nur teilweise eine Begründung für die Mehrarbeit (vgl. z. B. 

Arbeitszeitaufzeichnung der Personalnummer 88 von Juli und August 2025). 

 

Diese Arbeitszeitaufzeichnungen wurden vom Bürgermeister gegengezeichnet und 

damit offenbar zumindest nachträglich als Überstundenleistung anerkannt. Das 

Formular für die Arbeitszeitaufzeichnung beinhaltetet den Vordruck: „Aufgrund 

vermehrten Arbeitsanfall wurden die geleisteten Überstunden bzw. Mehrstunden 

angeordnet!“ 

 

Gemäß § 27 Abs. 1 NÖ GBedG 2025 bzw. § 4j Abs. 1 GVBG (in der Fassung des 

Gemeinde-Dienstrechtsreformgesetzes 2023) haben die Vertragsbediensteten auf 

schriftliche Anordnung des Gemeinderates, der Bürgermeisterin bzw. des 

Bürgermeisters, eines von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister hierzu 

ermächtigten Mitgliedes des Gemeindevorstandes oder einer bzw. eines von der 

Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister hierzu schriftlich ermächtigten Inhaberin bzw. 

Inhabers eines Funktionsdienstpostens unter Berufung auf diese Ermächtigung über die 

im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden hinaus Dienst zu versehen 

(Mehrleistung). Den auf Anordnung geleisteten Mehrleistungen sind gemäß § 27 Abs. 2 

NÖ GBedG 2025 bzw. § 4j Abs. 2 GVBG Dienstleistungen gleichzuhalten, wenn 

• die Vertragsbediensteten eine zur Anordnung der Mehrleistung befugte Person 

nicht erreichen konnten und 

• die Mehrleistung zur Abwehr eines Schadens oder zur Erbringung einer 

unaufschiebbaren Dienstleistung unverzüglich notwendig und nicht vorhersehbar 

war und 

• die Notwendigkeit der Mehrleistung nicht auf Umstände zurückgeht, die von den 

Vertragsbediensteten, die die Mehrleistung erbracht haben, hätten vermieden 

werden können und 

• die Vertragsbediensteten diese Mehrleistung spätestens innerhalb einer Woche 

nach Erbringung der Leistung unter Darlegung der Notwendigkeit und 

Unvorhersehbarkeit schriftlich melden. Besteht für die rechtzeitige Meldung eine 

Verhinderung infolge eines unvorhergesehenen oder unabwendbaren 
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Ereignisses ohne Verschulden der Vertragsbediensteten, verlängert sich die Frist 

um die Dauer dieser Verhinderung. 

 

Soweit die vorstehenden Voraussetzungen zutreffen, sind Mehrleistungen innerhalb von 

drei Arbeitstagen nach der Meldung von der zur Anordnung befugten Person 

(Bürgermeisterin bzw. Bürgermeister, ermächtigte Mitglieder des Gemeindevorstandes 

oder ermächtigte Inhaberinnen bzw. Inhaber von Funktionsdienstposten) schriftlich zu 

bestätigen.  

 

Im gesetzlich eindeutig definierten Regelfall hat daher die schriftliche Anordnung der 

Mehrleistung vor deren Erbringung zu erfolgen. Lediglich in (seltenen) Ausnahmefällen 

werden die Voraussetzungen für eine Gleichhaltung mit der Anordnung erfüllt sein 

(siehe die obenstehenden kumulativen Voraussetzungen). Aufgrund der gesetzlichen 

Vorgaben bewirken über die regelmäßige Dienstzeit hinausgehende Dienstleistungen, 

welche nicht unter die oben genannten Tatbestände fallen, nach Ansicht der 

Aufsichtsbehörde im Umkehrschluss keine Mehrleistungen. Die von der Markgemeinde 

– wenngleich vom Bürgermeister (offenbar im Nachhinein) unterschriebenen – 

verwendeten Vordrucke auf der Arbeitszeitaufzeichnung („Aufgrund vermehrten 

Arbeitsanfall wurden die geleisteten Überstunden bzw. Mehrstunden angeordnet!“) 

stellen daher in aller Regel keine tauglichen Anordnungen im Sinn des § 27 Abs. 1 

NÖ GBedG 2025 bzw. § 4j Abs. 1 GVBG dar.  

 

Für Überstunden im Sinn des § 25 Abs. 9 NÖ GBedG 2025 bzw. Mehrdienstleistungen 

im Sinn des § 4a Abs. 9 GVBG gebührt eine Überstunden- bzw. 

Mehrdienstleistungsentschädigung, wenn und insoweit sie durch Freizeitgewährung (im 

Verhältnis 1:1,5) bis zum Ende des auf den Kalendermonat der Leistung folgenden 

Monats nicht ausgeglichen werden konnten (Ausnahme: Überstunden bzw. 

Mehrdienstleistungen während der Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) und an Sonn- und 

Feiertagen). Soweit nicht dienstliche Interessen entgegenstehen, kann die Frist für den 

Freizeitausgleich mit Zustimmung der jeweiligen Bediensteten erstreckt werden (vgl. 

§ 81 Abs. 1 NÖ GBedG 2025; § 46 Abs. 1 GBDO). 

Die Überstunden bzw. Mehrdienstleistungen sind je nach Anordnung entsprechend 

§ 81 Abs. 2 NÖ GBedG 2025 bzw. § 46 Abs. 1a GBDO in Freizeit auszugleichen bzw. 
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abzugelten, wobei Überstunden während der Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) und an Sonn- und 

Feiertagen nicht durch Freizeit auszugleichen sind. 

 

Die schriftliche Anordnung von Mehrleistungen durch 

Anordnungsbefugte, die im Vorhinein zu erfolgen hat, ist 

seitens der Marktgemeinde zukünftig im Sinn der 

Nachvollziehbarkeit zu dokumentieren. Sollte ein Fall des 

§ 27 Abs. 2 NÖ GBedG 2025 bzw. § 4j Abs. 2 GVBG eintreten, 

wäre die schriftliche Meldung der Dienstleistung und deren 

Zeitpunkt zu dokumentieren. Sollte ein Freizeitausgleich 

vorgesehen sein, so wäre von der Marktgemeinde eine 

zeitnahe Konsumation systematisch anzustreben; dies 

insbesondere im Fall der Anhäufung von ausgleichsfähigen 

Überstunden bzw. Mehrdienstleistungsstunden. 

 

 

10.5.2 Abbau 

Von der Marktgemeinde und einer Bediensteten (Personalnummer 7) ist beabsichtigt, 

dass vor dem Enden des Dienstverhältnisses (voraussichtlich per 1. Dezember 2028) 

die bestehenden Guthaben von geleisteten Mehrdienstleistungen abgebaut werden. 

Das Ausmaß dieser Guthaben betrug per 31.12.2024 990,74 Stunden und mit Ende des 

Jahres 2025 1.022,54 Stunden.  

Betreffend Abbau der Mehrdienstleistungen liegt im Personalakt dieser Bediensteten 

eine Vereinbarung vom 21. Jänner 2025 auf, welche zum genannten Termin durch den 

damaligen Bürgermeister, die damalige Vizebürgermeisterin, eines geschäftsführenden 

Gemeinderates und die Bedienstete unterfertigt wurde und den Abbau beginnend mit 

Sommer 2026 bis zum Ausscheiden der Bediensteten (30. November 2028) regelt. 

Inhaltlich ist demzufolge beabsichtigt, zum Abbau dieses Guthabens eine verminderte 

Arbeitsleistung beginnend „voraussichtlich“ ab Sommer 2026 von 30 Wochenstunden 

zu erbringen. 

 

Gemäß § 20 Abs. 1 GVBG in Verbindung mit § 46 Abs. 1 Z 2 GBDO gebührt für 

Mehrdienstleistungen eine Mehrdienstleistungsentschädigung, wenn und insoweit die 

deshalb entstandenen Überstunden durch Freizeitgewährung gemäß 
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§ 46 Abs. 1a GBDO bis zum Ende des auf den Kalendermonat der Leistung folgenden 

Monats nicht ausgeglichen werden konnten. Soweit nicht dienstliche Interessen 

entgegenstehen, kann die Frist für den Freizeitausgleich mit Zustimmung des jeweiligen 

Bediensteten erstreckt werden. 

 

Im vorliegenden Fall erscheint die getroffene Vorgangsweise durch Organe des 

Dienstgebers (hier: Bürgermeister) insofern nicht verständlich, als bereits mit Ende des 

Jahres 2024 ein Guthaben der Bediensteten von 990,74 Stunden bestand. Unter 

Berücksichtigung der im ersten Halbjahr 2025 stattgefundenen Gemeinderatswahl und 

den damit verbundenen Änderungen sowie weiterer Fallfristen wäre ein beginnender 

Abbau im zweiten Halbjahr 2025 in Bezug auf die mitgeteilte Regelpension mit Wirkung 

vom 1. Dezember 2028 nach Auffassung der Aufsichtsbehörde durchaus 

anstrebenswert gewesen. 

Dies umso mehr, als sich durch die eintretenden Vorrückungen ab 1. Juli 2026 bzw. 

1. Juli 2028 wiederum ein erhöhtes Ausmaß der Weiterzahlung im Zeitraum der 

Konsumation des Freizeitausgleiches ergibt (höhere Stundenentlohnung).  

 

Zur Berücksichtigung der dienstlichen Interessen bzw. in 

Anbetracht der finanziellen Situation der Marktgemeinde wäre 

eine umgehende Lösung hinsichtlich des Freizeitausgleichs 

mit der Bediensteten anzustreben (z. B. früherer Abbau der 

Stunden bzw. teilweiser Abbau der Stunden und anteilige 

Auszahlung). 

 

 

10.6. Urlaubskartei – Ausmaß des Erholungsurlaubes 

Einem Bediensteten des Bauhofes (Personalnummer 141) wurde mit Bescheid des 

Sozialministeriumsservice vom 24. März 2015 eine Erwerbsminderung von 40 % 

zugesprochen. Dieser Bescheid ist bei der Marktgemeinde Emmersdorf am 

2. April 2026 eingelangt und wurde diese Erwerbsminderung zum Zeitpunkt der 

Überprüfung bislang in der Urlaubskartei nicht berücksichtigt.  

Gemäß § 31a Abs. 2 lit. b GVBG erhöht sich das Urlaubsausmaß um 24 Arbeitsstunden 

für Vertragsbedienstete mit einer Erwerbsminderung von 25 bis 49 %. Dieses 

zusätzliche Urlaubsausmaß des betreffenden Bediensteten ist jedenfalls vom Zeitpunkt 
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der Vorlage an in der Urlaubskartei des Bediensteten zu berücksichtigen, wobei der 

Anspruch gemäß § 31a Abs. 3 GVBG für das gesamte Kalenderjahr 2026 zusteht. 

 

Die Urlaubskartei dieses Bediensteten ist zu berichtigen. 

 

 

10.7. Besoldungsrechtliche Maßnahmen 

10.7.1 Außerordentliche Vorrückungen und Höherreihungen 

Der Gemeinderat kann Vertragsbedienstete im Sinn des GVBG gemäß § 18a leg. cit.  

a) bei mindestens durchschnittlichen Leistungen in eine höhere Entlohnungsstufe 

einstufen (höchstens um drei Entlohnungsstufen); 

b) bei überdurchschnittlichen Leistungen (frühestens zwei Jahre nach der 

Aufnahme) mit Nachtrag zum Dienstvertrag ohne Änderung des Dienstzweiges in 

die nächsthöhere Entlohnungsgruppe (Leistungsentlohnungsgruppe) höherreihen. 

Eine außerordentliche Vorrückung oder Höherreihung kann entweder mit 1. Jänner oder 

mit 1. Juli vorgenommen werden. 

 

In der Sitzung des Gemeinderates vom 15. Dezember 2021 wurden für insgesamt 15 

Bedienstete außerordentliche Vorrückungen bzw. Höherreihungen in die 

entsprechenden Leistungsentlohnungsgruppen beschlossen. Die finanzielle Tragweite 

dieses Beschlusses im Jahr 2021 führt zu jährlichen Mehrausgaben von rund 

€ 32.900,-- (auf Berechnungsbasis des Jahres 2022) und damit zu einer nachhaltigen 

und langfristigen Belastung des Gemeindehaushalts. 

 

Diesbezüglich ist außerdem auf die Anmerkungen des Rechnungshofs in seinen 

Prüfberichten (vgl. z. B. Rechnungshofbericht „Stadtgemeinde Traiskirchen“ [Reihe NÖ 

2016/11], TZ 41 (S. 89 ff)) zu außerordentlichen Vorrückungen bzw. Höherreihungen zu 

verweisen, wonach es aufgrund des fehlenden Rechtsanspruchs 

(Ermessensentscheidung des Gemeinderates) und des außerordentlichen Charakters 

erforderlich ist, klare Kriterien für Höherreihungen und außerordentliche Vorrückungen 

festzulegen. Im Übrigen empfiehlt der Rechnungshof auch eine restriktive Handhabung 

von außerordentlichen Vorrückungen und Höherreihungen. 
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Im Hinblick auf die finanziell angespannte Situation der 

Marktgemeinde sollte in Zukunft von der Gewährung 

zusätzlicher außerordentlicher Vorrückungen bzw. 

Höherreihungen gemäß § 18a GVBG (bloße 

Ermessensausgaben) Abstand genommen werden. 

 

 

In der Sitzung des Gemeinderates vom 13. Dezember 2023 wurde unter dem 

Tagesordnungspunkt 1n lit b („Ansuchen [Name der Bediensteten] 35-jähriges 

Dienstjubiläum“) auf Antrag einer Bediensteten (Personalnummer 7) die Gewährung 

einer außerordentlichen Vorrückung von 3 Entlohnungsstufen für das 35-jährige 

Dienstjubiläum mit Wirkung vom 1. Jänner 2024 mit Stimmenmehrheit beschlossen. 

Dieser Antrag wurde – ohne vorherige Nennung in der Tagesordnung – dahingehend 

erweitert, dass alle Gemeindebediensteten im Anwendungsbereich des GVBG eine 

außerordentliche Vorrückung von 3 Entlohnungsstufen für das 35-jährige 

Dienstjubiläum erhalten sollten und diese sodann ohne ein separates Ansuchen 

ausbezahlt werden sollten. 

 

Ungeachtet der Tatsache, dass eine derartige Ergänzung eine Überschreitung eines 

obenstehend bezeichneten Tagesordnungspunktes darstellt, ist zur 

Beschlussgrundlage und vor allem zur Gewährung der außerordentlichen Vorrückungen 

festzuhalten, dass im Vorfeld von Beförderungen gemäß § 18a GVBG eine 

Leistungsbeurteilung der jeweiligen Bediensteten zu erfolgen hat und jeweils ein 

Beschluss des Gemeinderates über die tatsächliche Gewährung zu fassen ist. Dies 

wurde durch den Beschluss des Gemeinderates außer Acht gelassen. Der Beschluss 

des Gemeinderates widerspricht daher in seiner derzeitigen Form den gesetzlichen 

Bestimmungen und wäre daher von diesem aufzuheben. 

 

In Anbetracht der finanziellen Lage der Marktgemeinde sowie 

der Außerachtlassung gesetzlicher Voraussetzungen 

(individuelle Leistungsbeurteilung vor der Gewährung 

außerordentlicher Vorrückungen) wäre der vorstehend genannte 

Beschluss durch den Gemeinderat aufzuheben. 

 



- 33 - 

 

10.7.2 Einreihung und Beförderungen 

Ein Bediensteter (Personalnummer 131) wurde vorerst vom Gemeindevorstand mit 

Beschluss vom 28. Juni 2018 mit Wirkung vom 1. Oktober 2018 befristet auf die Dauer 

von 12 Monaten in ein Dienstverhältnis zur Marktgemeinde Emmersdorf aufgenommen 

und erfolgte die Einreihung des Bediensteten mit selbiger Wirksamkeit in der 

Entlohnungsgruppe 4, Entlohnungsstufe 1 unter Ausweisung des Dienstzweiges Nr.11 

(angelernter Arbeiter). Zum Zeitpunkt seines Eintrittes war der erfolgreiche Abschluss 

der erforderlichen Ausbildungen (Wassermeister bzw. Klärfacharbeiter) noch nicht 

gegeben. 

Seitens dieses Bediensteten wurde am 5. April 2019 die Prüfung zum Wassermeister 

erfolgreich absolviert und wurde dies durch die Erteilung des Wassermeister-Zertifikats 

nachgewiesen. Nach Information der Gemeindeverwaltung wurde die 

Klärfacharbeiterprüfung bis dato (noch) nicht abgelegt. 

 

Mit Gemeinderatsbeschluss vom 28. März 2019 erfolgte mit Wirkung vom 1. April 2019 

eine Beförderung dieses Bediensteten in die Leistungsentlohnungsgruppe 5 

(Höherreihung) unter gleichzeitiger Gewährung von 2 außerordentlichen Vorrückungen. 

Unter Einrechnung der gesetzlichen Vorrückung zum 1. Jänner 2020 erfolgte sodann 

die Einreihung dieses Bediensteten in der Leistungsentlohnungsgruppe 5, 

Entlohnungsstufe 4. Dies wurde dem Bediensteten ebenso wie die Verlängerung des 

Dienstverhältnisses auf unbestimmte Zeit (Gemeinderatsbeschluss vom 

25. September 2019) mit Nachtrag zum Dienstvertrag vom 11. Dezember 2019 

mitgeteilt. Mit Gemeinderatsbeschluss vom 15. Dezember 2021 erfolgte mit Wirkung 

vom 1. Jänner 2022 eine weitere Beförderung dieses Bediensteten in die 

Leistungsentlohnungsgruppe 6, Entlohnungsstufe 2. Unter Zurechnung der gesetzlichen 

Vorrückungen zum 1.1.2022, 1.1.2024 und 1.1.2026 ergibt sich die am Lohnkonto des 

Haushaltsjahres 2026 ausgewiesenen Entlohnung nach der 

Leistungsentlohnungsgruppe 6, Entlohnungsstufe 5. 

 

Im gültigen Dienstpostenplan für das Haushaltsjahr 2026 ist beim Dienstposten des 

Bediensteten offenbar – wie aufgrund der Verwendung des Bediensteten laut 

Personalstammdatenblatt anzunehmen ist – der Dienstzweig Nr.6 (Klärfacharbeiter) 

ausgewiesen und wurde dieser Dienstposten aufgrund der mit Wirkung vom 1. Juli 2025 
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in Kraft getretenen Änderung der Verordnung über die Zuordnung der 

Funktionsdienstposten zu den Funktionsgruppen als Funktionsdienstposten mit 

Zuordnung zur Funktionsgruppe 6 ausgewiesen.  

 

Zunächst ist festzuhalten, dass für den Dienstzweig Nr. 11 nicht die Entlohnungsgruppe 

4, sondern die Entlohnungsgruppe 3 vorgesehen ist. 

 

Überdies erfüllt der Bedienstete die Aufnahmeerfordernisse für den Dienstzweig Nr. 6 

(erfolgreiche Ablegung der Klärfacharbeiterprüfung an der Technischen Universität oder 

beim Österreichischen Wasser- und Abfallwirtschaftsverband) nicht. Lediglich wären die 

Voraussetzungen für den Dienstzweig Nr. 2 (Facharbeiter; Entlohnungsgruppe 5) erfüllt 

(einschlägiger Lehrabschluss). 

 

Gemäß § 18a Abs. 3 GVBG darf eine Höherreihung frühestens zwei Jahre nach der 

Aufnahme als Vertragsbediensteter erfolgen und nicht bereits rund sechs Monate nach 

dieser. Überdies können Beförderungen (§ 18a GVBG) nur mit 1. Jänner oder mit 1. Juli 

(und nicht per 1. April) vorgenommen werden (§ 18a Abs. 4 GVBG). 

 

Wenn die bzw. der Vertragsbedienstete die Entlohnungsgruppe, die sie bzw. er durch 

eine Höherreihung gemäß § 18a Abs.1 lit. b GVBG erlangt hat, wegen Erfüllung der 

Aufnahmebedingungen auch durch eine Überstellung gemäß § 13 GVBG hätte 

erreichen können, so ist grundsätzlich eine weitere Höherreihung gemäß 

§ 18a Abs. 1 lit. b GVBG möglich. Angesichts der weiterhin einschlägigen Einreihung in 

den Dienstzweig Nr. 11 kommt gegenständlich – selbst unter allfälliger Anwendung des 

§ 18a Abs. 3 zweiter Satz GVBG – eine Beförderung in die 

Leistungsentlohnungsgruppe 6 nicht in Betracht. 

 

Sofern anstelle der Gewährung einer Leistungsentlohnungsgruppe mit April 2019 eine 

Überstellung dieses Bediensteten in die Entlohnungsgruppe 5 mit Änderung des 

Dienstzweiges (Dienstzweig Nr. 2, Entlohnungsgruppe 5) vorgenommen worden wäre 

(was einen entsprechenden freien Dienstposten vorausgesetzt hätte), wäre nach 

allfälliger zusätzlich erfolgter Gewährung der außerordentlichen Vorrückungen auch 

eine Beförderung in die Leistungsentlohnungsgruppe 6 zum genannten Zeitpunkt 

(Wirkung mit 1.1.2022) zulässig gewesen. 
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Um einen gesetzeskonformen Zustand herzustellen sowie zur Wahrung der 

vorgenommenen Einreihung in die Leistungsentlohnungsgruppe 6, Entlohnungsstufe 5 

im Jahr 2026, könnte – bei vorhandenem freien Dienstposten des Dienstzweiges Nr. 2 – 

der Beschluss des Gemeinderates vom 28. März 2019 bzw. der Dienstvertrag – das 

Einvernehmen mit dem Bediensteten vorausgesetzt – dahingehend abgeändert werden, 

dass die Gewährung einer Leistungsentlohnungsgruppe 5 aufgehoben wird und anstelle 

dessen die Überstellung in die Entlohnungsgruppe 5 mit Änderung des Dienstzweiges 

(Dienstzweig Nr. 2) beschlossen wird. Dadurch wäre auch die Einreihung in die 

Leistungsentlohnungsgruppe 6 mit Wirkung vom 1.1.2022 nachvollziehbar. 

 

Bei zusätzlicher entsprechender Änderung des Dienstpostenplanes mittels (Nachtrags)- 

Voranschlags wäre dann auch die – für seinen Dienstposten offenbar vorgesehene – 

Betrauung mit dem Funktionsdienstposten „HWS/Brandschutzbeauftragter“ 

(Funktionsgruppe 6) denkbar. 

 

Aufgrund der Erfüllung der Aufnahmevoraussetzungen für eine 

Einreihung in die Entlohnungsgruppe 5 (Dienstzweig Nr. 2) wäre 

– sofern ein Dienstposten hierfür vorhanden ist – der 

betreffende Bedienstete einvernehmlich mit Beschluss des 

Gemeinderates in die Entlohnungsgruppe 5 rückwirkend per 

1. April 2019 zu überstellen. In weiterer Folge wäre sodann die 

Gewährung einer Leistungsentlohnungsgruppe 6 bzw. – bei 

entsprechender Korrektur des Dienstpostenplanes – die 

Betrauung mit dem Funktionsdienstposten der 

Funktionsgruppe 6 gesetzeskonform. 

 

 

10.7.3 Überstellung und ausständige Höherreihung 

Eine Bedienstete (Personalnummer 23) wurde per 1. September 2022 von der 

Entlohnungsgruppe 2 (Entlohnungsstufe 8) „gehaltsvergleichend“ in die 

Entlohnungsgruppe 3 (Entlohnungsstufe 6) überstellt.  

 



- 36 - 

Gemäß § 13 GVBG i.V.m. § 17 Abs. 2 NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976 

(GBGO) gebührt der bzw. dem Vertragsbediensteten bei der Überstellung in eine 

andere Entlohnungsgruppe des allgemeinen Schemas jene Entlohnungsstufe, die sich 

ergeben würde, wenn sie bzw. er die Zeit, die für die Bestimmung der bisherigen 

Entlohnungsstufe maßgebend war, in der neuen Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte 

(„linear“). 

 

Diese Bedienstete (anwendbarer Dienstzweig Nr. 12) wird aktuell weiterhin nach der 

Entlohnungsgruppe 3 besoldet. 

 

Die ursprüngliche Einstufung der Bediensteten innerhalb der 

Entlohnungsgruppe 3 nach der erfolgten Überstellung ist 

zunächst mittels Nachtrags zum Dienstvertrag auf Grundlage 

des Stichtages zu ermitteln. 

Gemäß der 29. Übergangsbestimmung zur GVBG-Novelle ist die 

Vertragsbedienstete des Dienstzweiges Nr. 12 

(Kindergartenhilfsdienst) in weiterer Folge mit Wirkung vom 

1. Jänner 2025 mittels Nachtrag zum Dienstvertrag gemäß 

§ 18a Abs. 1 lit. b GVBG in die nächsthöhere 

Entlohnungsgruppe (Leistungsentlohnungsgruppe) mittels 

Gehaltsvergleichs höherzureihen, weil eine derartige 

Höherreihung in diesem Fall noch nicht erfolgt ist. 

 

 

10.7.4 Jubiläumsbelohnungen für Bedienstete mit Anwendungsbereich des GVBG 

10.7.4.1 Anfall 

Laut den vorhandenen Unterlagen wird als Ausgangsbasis (Bemessungsgrundlage) zur 

Errechnung des Anfallszeitpunktes der Jubiläumsbelohnung für das Erreichen einer 

Dienstzeit von 25 Jahren und 40 Jahren der jeweilige Stichtag des Bediensteten 

herangezogen. 

 

Diese Vorgangsweise widerspricht jedoch den für die Errechnung der 

Jubiläumsbelohnung anwendbaren Bestimmungen des § 24 GVBG sowie § 53 GBDO: 
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Diesen Bestimmungen zufolge gebührt Vertragsbediensteten aus Anlass der 

Vollendung einer zurückgelegten Dienstzeit von 25 und 40 Jahren eine 

Jubiläumsbelohnung. Für Vertragsbedienstete im Sinn des GVBG sind – mit einigen 

besonderen Maßgaben – die Bestimmungen der GBDO sinngemäß anzuwenden.  

 

Hinsichtlich der zu berücksichtigenden Zeiten für die Ermittlung des Anfallszeitpunktes 

für den Erhalt der Jubiläumsbelohnung sind die Bestimmungen des § 53 Abs. 4 GBDO 

zu berücksichtigen. Demzufolge zählen zur anrechenbaren Dienstzeit: 

a) die im bestehenden Dienstverhältnis (einschließlich Ausbildungszeiten als 

Lehrling) zurückgelegte Zeit, soweit sie für die Vorrückung anzurechnen ist; 

b) Zeiten gemäß § 4 Abs. 2 Z 1 und 2 GBDO (Vollanrechnungszeiten gemäß 

§ 4 Abs. 3 GBDO und für den Stichtag zu berücksichtigende 

Sonderurlaubszeiten in jenem Ausmaß, in dem er nach den Vorschriften dieses 

Gesetzes für die Vorrückung in höhere Bezüge wirksam gewesen wäre) unter 

Berücksichtigung des § 4 Abs. 6 GBDO (Ausschluss der Anrechnung in 

besonderen Fällen), wobei Zeiten, bei denen das Beschäftigungsausmaß 

weniger als 50 % des für die Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes betrug, 

dabei unberücksichtigt bleiben. 

 

Da von der Berücksichtigung der Anrechnung die sonstigen Zeiten gemäß 

§ 4 Abs. 2 Z 3 GVBG (im Wesentlichen Tätigkeiten außerhalb des öffentlichen 

Dienstes, Zeiten der Haushaltsführung, Zeiten des Bezuges eines Arbeitslosengeldes, 

Studienzeiten welche kein Anstellungserfordernis darstellen bzw. nicht vollendete 

Studien, etc.) im Zusammenhang mit der Jubiläumsbelohnung ausgenommen sind, 

diese jedoch begrenzt bei der Ermittlung des Stichtages berücksichtigt werden 

(Deckelung), widerspricht eine Ermittlung des Anfallszeitpunktes für den Erhalt einer 

Jubiläumsbelohnung ausgehend vom (besoldungsrechtlichen) Stichtag den 

gesetzlichen Bestimmungen. 

 

Des Weiteren ist in der vorgenannten Aufzeichnung über den Anfall der 

Jubiläumsbelohnung bei einem Bediensteten (Personalnummer 1) der Anfallsvermerk 

(Erhalt der Jubiläumsbelohnung für 40 Jahre im Jahre 2028) enthalten. Auch hier wurde 

bei der Ermittlung des Anfallszeitpunktes vom Stichtag des Bediensteten ausgegangen. 

Da der Eintritt des Bediensteten im Jahre 1992 erfolgte und nur der Zeitraum des 
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absolvierten Präsenzdienstes als Vordienstzeit anrechenbar ist, würde sich das 

Vorliegen einer für die Jubiläumsbelohnung anrechenbaren Dienstzeit von 40 Jahren 

bei diesem Bediensteten erst im Jahr 2032 ergeben. Zum ausgewiesenen 

(voraussichtlichen) Pensionszeitpunkt 1. September 2029 (Vollendung des 62. 

Lebensjahres) würde sich bei richtiger Berechnung kein Anspruch auf Erhalt einer 

Jubiläumsbelohnung für 40 Jahre ergeben. 

 

Die Auszahlungszeitpunkte für den Erhalt der 

Jubiläumsbelohnung sind zu überprüfen bzw. zu korrigieren. 

 

 

10.7.4.2 Errechnung (relevantes Beschäftigungsausmaß) 

Einer Bediensteten (Personalnummer 22, Kinderbetreuerin) wurde unter Zurechnung 

der geleisteten Vordienstzeiten beim Land Niederösterreich sowie bei der 

Marktgemeinde Emmersdorf an der Donau zum Zeitpunkt des Erreichens einer 

anrechenbaren 25-jährigen Dienstzeit im Monat Juli 2025 eine Jubiläumsbelohnung im 

Ausmaß von € 4.787,48 ausbezahlt. Die Auszahlung der Jubiläumsbelohnung erfolgte 

unter Zugrundelegung jenes, seit dem 1. Jänner 2024 bestehenden 

Beschäftigungsausmaßes dieser Bediensteten von 35 Wochenstunden. 

 

Gemäß § 24 Abs. 3 GVBG gebührt Vertragsbediensteten aus Anlass der Vollendung 

einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren eine Jubiläumsbelohnung. Die Bestimmungen 

der GBDO sind dabei sinngemäß anzuwenden. Aufgrund der im § 53 Abs. 3 GBDO 

vorhandenen gesetzlichen Regelung beträgt diese bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 

200 v.H. des Dienstbezuges zuzüglich eines Betrages in der Höhe einer allfälligen 

Familienbeihilfe im Monat Dezember jenes Jahres, in das das Dienstjubiläum fällt. Der 

Berechnung der Jubiläumsbelohnung von Gemeindebeamtinnen bzw. 

Gemeindebeamten, die innerhalb der letzten fünf Jahre vor der Fälligkeit der 

Jubiläumsbelohnung (gemäß § 39a GBDO) teilweise vom Dienst freigestellt waren 

(=Teilbeschäftigung), ist der Teil des vollen Dienstbezuges (=Monatsbezuges) und der 

Familienbeihilfe zugrunde zu legen, der dem durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß 

der letzten fünf Jahre entspricht. Für Vertragsbedienstete, mit einem unterschiedlichen 

Beschäftigungsausmaß innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Anfall der 

Jubiläumsbelohnung ist diese Ergänzung – also die Zugrundelegung des 
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unterschiedlichen Beschäftigungsausmaßes innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem 

Anfall – bei der Errechnung sinngemäß anzuwenden. Demzufolge ergibt sich bei 

richtiger Berechnung hinsichtlich Auszahlungszeitpunkt der Jubiläumsbelohnung sowie 

Ausmaß der Jubiläumsbelohnung nachstehende Vorgangsweise: 

Die Bemessungsgrundlage für die Errechnung der Jubiläumsbelohnung ist aufgrund 

des aufrechten Dienstverhältnisses dieser Bediensteten das im Zeitraum vom 1. Jänner 

2021 bis 31. Dezember 2025 geleistete Beschäftigungsausmaß. Dieses betrug im 

Zeitraum Jänner 2021 bis 31. Dezember 2023 33 Wochenstunden sowie vom 1. Jänner 

2024 bis 31.12.2025 35 Wochenstunden, wodurch sich ein durchschnittliches 

Beschäftigungsausmaß von 33,8 Wochenstunden ergeben hätte. Dieses 

Beschäftigungsausmaß hätte dem Monatsbezug zum Zeitpunkt des richtigen 

Auszahlungszeitpunktes (Dezember 2025) zu Grund gelegt werden müssen, wodurch 

sich ein Ausmaß der Jubiläumsbelohnung von brutto € 4.623,34 ergeben hätte. 

 

Künftig sind Änderungen des Beschäftigungsausmaßes 

innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Anfall der 

Jubiläumsbelohnung bei der Berechnung der 

Jubiläumsbelohnung im Wege der Ermittlung des 

durchschnittlichen Beschäftigungsausmaßes während dieses 

Zeitraums zu berücksichtigen. 

 

 

11. NEBENGEBÜHREN / NEBENGEBÜHRENORDNUNG 

 

Die Markgemeinde Emmersdorf an der Donau verfügt über keine 

Nebengebührenordnung. 

 

Gemäß § 20 Abs. 1 GVBG i.V.m. § 43 GBDO gebührt bei Dienstverrichtungen 

außerhalb der Dienststelle, Dienstzuteilungen und Versetzungen der Ersatz des hierfür 

notwendigen Mehraufwandes. Der Ersatz dieses Mehraufwandes wird nach den vom 

Gemeinderat erlassenen allgemeinen Gebührensätzen vergütet. Es ist dabei auf die 

dienstrechtliche Stellung der Gemeindebeamtin bzw. des Gemeindebeamten, die Dauer 

der auswärtigen Dienstverrichtung, die Art der Reisebewegung und dergleichen 

Rücksicht zu nehmen. Die Festsetzung von Pauschalvergütungen ist zulässig.  
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Im Anwendungsbereich des NÖ GBedG 2025 gelangt demgegenüber § 80 

NÖ GBedG 2025 zur Anwendung. 

 

Mangels einer Regelung über die Reisegebühren und 

Reisezulagen wird die Erlassung allgemeiner Gebührensätze 

(im Wege einer Nebengebührenordnung) für Bedienstete, 

deren Dienstverhältnisse den Bestimmungen des GVBG 

unterliegen, durch den Gemeinderat angeregt. Eine derartige 

Verordnung ist nach Beschlussfassung vom Bürgermeister 

an der Amtstafel kundzumachen und der NÖ Landesregierung 

zur Verordnungsprüfung gemäß § 88 NÖ GO 1973 vorzulegen. 

 

 

Ungeachtet des Umstandes, dass die Marktgemeinde Emmersdorf an der Donau 

aktuell über keine Nebengebührenordnung verfügt, wurden im Gemeinderat mehrere 

Beschlüsse über die Gewährung von Nebengebühren gefasst. Folgende 

Nebengebühren werden vom Gemeinderat gewährt: 

 

a) Standesamtszulage 

In der Gemeinderatssitzung vom 25. Juni 2019 (Tagesordnungspunkt 3n) wurde 

folgender Beschluss gefasst: 

„1) Aufwandsentschädigung: € 50,--/Trauung (mit Rechnungslegung an die 

Gemeinde) 

2) Standesamtszulage: Hauptverantwortlicher Standesbeamte 5% 

Standesbeamtin in der Stellvertretung 3% 

3) pro Trauung außerhalb der Amtsräume: ein %-Satz der Entlohnungsgruppe 

6/9, sodass dies netto € 50,--/Trauung entspricht 

Gültigkeit für alle Punkte 1) – 3) ab 1.7.2019“ 

 

Im Zusammenhang mit der Standesamtszulage gemäß Z 2) ist auszuführen, dass die 

Bemessungsgrundlage (jeweiliges Monatsentgelt) nicht klar angeführt ist. Außerdem 

ergeht aus dem Wortlaut des Beschlusses nicht, dass diese Zulage individuell-konkret 

bezeichneten Bediensteten gewährt wird. Die Standesamtszulage wird jedenfalls auch 
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Bediensteten, die am 10. September 2018 bzw. 1. August 2024 aufgenommen wurden 

(Personalnummern 132 und 180) ausgezahlt. Für den Fall, dass die 

Standesamtszulage (Sonderzulage gemäß § 47 Abs. 1 GBDO) nach gleichen 

Grundsätzen (also einem generell umschriebenen Personenkreis) gewährt werden 

sollte, hätte dies in Verordnungsform zu erfolgen. 

 

Unter den Z 1) und Z 3) des Gemeinderatsbeschlusses werden (offenbar) teilweise 

Aufwandsentschädigungen doppelt geregelt bzw. kann eine doppelte Entschädigung 

nicht ausgeschlossen werden. Überdies ist nicht ersichtlich, welcher tatsächliche 

Mehraufwand durch die Entschädigungen (jeweils) vergütet werden soll bzw. aus 

welchen Erwägungen diese Nebengebühren gewährt werden. 

 

Zusätzlich ist zur Zulage gemäß Z 3) festzuhalten, dass aufgrund der unterschiedlichen 

Höhe von Sozialversicherungsbeiträgen bzw. der Lohnsteuer, die Gewährung einer 

Zulage gerechnet auf einen Nettobetrag grundsätzlich bedenklich erscheint. Gerade in 

Hinblick auf Korrekturen in der Lohnverrechnung (Aufrollung) sollte die Ausgestaltung 

der Zulage gemäß Z 3) hinterfragt werden. 

 

Abgesehen davon wird darauf hingewiesen, dass Nebengebühren, die vom 

Gemeinderat (Stadtsenat) auf Grund der §§ 45 bis 47 GBDO gewährt werden, gemäß 

§ 42 Abs. 4 GBDO in demselben Ausmaß zu erhöhen sind, um das sich der 

Gehaltsansatz in der Gehaltsstufe 9 der Verwendungsgruppe VI ändert. 

 

Im Hinblick auf eine gesetzmäßige und transparente Gewährung 

von Nebengebühren wären die gewährten 

Aufwandsentschädigungen bzw. Sonderzulagen zu überprüfen 

bzw. umzugestalten und im Fall der Gewährung an einen 

generellen (nach Gattungsmerkmalen bezeichneten) 

Bedienstetenkreis im Verordnungsweg festzulegen und im 

selben Zug der Beschluss über die Nebengebühren vom 

25. Juni 2019 aufzuheben. 
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b) Leiterzulage für den Bauhofleiter 

In der nicht-öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 15. Dezember 2021 wurde unter 

dem Tagesordnungspunkt 1n eine Leiterzulage in der Höhe von 15% für den 

Bauhofleiter beschlossen.  

 

Anzumerken ist, dass es sich hierbei um eine Sonderzulage nach § 47 Abs. 1 GBDO 

handelt, nicht jedoch um eine Personalzulage nach § 20 Abs. 1 GBGO. Für den 

Funktionsdienstposten des Bauhofleiters ist kein Anspruch auf eine Personalzulage im 

Dienstpostenplan für das Jahr 2026 vorgesehen. 

 

Im Hinblick auf eine transparente Gewährung von 

Sonderzulagen gemäß § 47 Abs. 1 GBDO für einen generellen 

(nach Gattungsmerkmalen bezeichneten) Bediensteten(-kreis) 

(ohne individuelle namentliche Nennung von Bediensteten) 

könnte die genannte Zulage in eine allfällige 

Nebengebührenordnung Eingang finden. 

 

 

c) Hochwasserschutz- bzw. Brandschutzbeauftragtenzulage 

In der Gemeinderatssitzung vom 29. September 2022 (Tagesordnungspunkt 1n) wurde 

folgender Beschluss gefasst: 

„Der Gemeinderat beschließt die Zulagenhöhe für den Hochwasserschutz- und 

Brandschutzbeauftragten mit 20%. 

Sollte künftig eine Trennung der Doppelfunktion Hochwasserschutz- und 

Brandschutzbeauftragter wegen Arbeitsüberlastung erforderlich sein und somit 

auf zwei Bedienstete aufgeteilt werden, ändert sich die Zulagenhöhe, sodass der 

Hochwasserschutzbeauftragte 10 % erhält und der Brandschutzbeauftragte 

10 %.“ 

 

Die gegenständliche Sonderzulage gemäß § 47 Abs. 1 GBDO wurde nach gleichen 

Grundsätzen allgemein gewährt. 

 

Im Hinblick auf eine gesetzmäßige und transparente Gewährung 

von Sonderzulagen gemäß § 47 Abs. 1 GBDO für einen 
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generellen (nach Gattungsmerkmalen) bezeichneten 

Bediensteten(-kreis) (ohne individuelle namentliche Nennung 

von Bediensteten) müsste die genannte Zulage in eine allfällige 

Nebengebührenordnung Eingang finden. 

 

 

d) Schmutzzulage 

In der nicht-öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 21. Februar 1995 

(Tagesordnungspunkt 8) wurde folgender Beschluss gefasst: 

„Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Gewährung einer Schmutzzulage in 

Höhe von 4 % mit Wirksamkeit 01.01.1995; die Schmutzzulage wird nur 

12 x /Jahr ausbezahlt; Bemessungsgrundlage: Grundbezug zuzüglich 

Verwaltungsdienstzulage.“ 

 

Diese Schmutzzulage wird den Bediensteten mit den Personalnummern 1, 101, 131, 

und 141 ausbezahlt. Dies obwohl die Schmutzzulage im Jahr 1995 von dem 

Bediensteten mit der Personalnummer 1 und einem anderen Bediensteten beantragt 

wurde, weshalb von einer Gewährung in den beiden konkreten Einzelfällen auszugehen 

sein wird. 

 

Der Begriff: „Grundbezug“ ist dem NÖ Gemeindedienstrecht fremd. Dementsprechend 

ist die Bemessungsgrundlage der Zulage im genannten Gemeinderatsbeschluss nicht 

eindeutig festgelegt. 

 

Im Hinblick auf eine gesetzmäßige und transparente Gewährung 

von Sonderzulagen gemäß § 47 Abs. 1 GBDO für einen 

generellen (nach Gattungsmerkmalen bezeichneten) 

Bedienstetenkreis müsste die genannte Zulage in eine allfällige 

Nebengebührenordnung Eingang finden. Dabei wäre die 

Bemessungsgrundlage der Sonderzulage präzise zu 

formulieren. 
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e) Erschwerniszulage für Begräbnisse 

In der nicht-öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 19. Jänner 1998 

(Tagesordnungspunkt 7) wurde folgender Beschluss gefasst: 

„Nach eingehender Beratung beschließt der Gemeinderat eine 

Erschwerniszulage in Höhe von 7 % von der Gehaltstufe 6/9 pro Begräbnis zu 

gewähren. Die Erschwerniszulage kann auch anteilsmäßig nach eingebrachten 

Stunden den Bediensteten verrechnet werden.“ 

 

Diese Erschwerniszulage gemäß § 47 Abs. 1 GBDO wird nicht eingeschränkt auf 

bestimmte Begräbnisse. 

 

Außerdem wurde vom Gemeinderat in der Gemeinderatssitzung vom 24. Mai 2023 

(Tagesordnungspunkt 1n) wurde folgender Beschluss gefasst: 

„Die Stundenentschädigung für Urnenbegräbnisse (auch bei Baggereinsatz) soll 

per 01.01.2023 mit € 10,-- festgelegt werden.“ 

 

Der Nebengebührensatz („Stundenentschädigung“) gemäß dem 

Gemeinderatsbeschluss 24. Mai 2023 wird auch bei Gräbern mit Särgen bei 

Baggereinsatz zur Anwendung gebracht. Es ist davon auszugehen, dass es sich bei 

dieser Zulage um eine Sonderzulage gemäß § 47 Abs. 1 GBDO handelt, weil es sich 

um keine Art der Pauschalierung handelt. Auch hier erfolgte eine 

Nebengebührengewährung nach gleichen Grundsätzen allgemein, jedoch nicht in 

Verordnungsform. 

 

In der „Begräbnisabrechnung 2025“ ist ersichtlich, dass die Erschwerniszulage gemäß 

dem Gemeinderatsbeschluss vom 19. Jänner 1998 in jenen Fällen nicht gewährt wird, 

in denen eine Sonderzulage gemäß § 47 Abs. 1 GBDO gemäß dem 

Gemeinderatsbeschluss 24. Mai 2023 abgerechnet wird (Urnenbegräbnisse bzw. 

Baggereinsatz). 

 

Gemäß § 42 Abs. 4 GBDO werden unter anderem Nebengebühren, die vom 

Gemeinderat auf Grund von § 47 GBDO in absoluten Eurobeträgen gewährt werden, in 

demselben Ausmaß erhöht, um das sich der Gehaltsansatz in der Gehaltsstufe 9 der 

Verwendungsgruppe VI ändert. In der „Begräbnisabrechnung 2025“ ist ersichtlich, dass 
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die genannte Sonderzulage weiterhin auf Grundlage des stündlichen Satzes von € 10,-- 

abgerechnet wurde. Eine Erhöhung entsprechend § 42 Abs. 4 GBDO wurde demnach 

nicht vorgenommen. 

 

Erschwerniszulagen für Begräbnisse (Sonderzulagen gemäß 

§ 47 Abs. 1 GBDO), die vom Gemeinderat in absoluten 

Eurobeträgen gewährt werden, sind in demselben Ausmaß zu 

erhöhen, um das sich der Gehaltsansatz in der Gehaltsstufe 9 

der Verwendungsgruppe VI ändert. 

 

Im Hinblick auf eine gesetzmäßige und transparente Gewährung 

von Nebengebühren wären die Erschwerniszulagen für 

Begräbnisse (Sonderzulagen gemäß § 47 Abs. 1 GBDO) für 

einen generellen (nach Gattungsmerkmalen bezeichneten) 

Bedienstetenkreis im Verordnungsweg festzulegen und im 

selben Zug die bisherigen dahingehenden 

Gemeinderatsbeschlüsse über diese Nebengebühren 

aufzuheben. Der Anwendungsbereich der Sonderzulagen wäre 

jeweils klar zu definieren und wäre das Verhältnis der infrage 

kommenden Sonderzulagen zueinander an dieser Stelle 

ausdrücklich zu regeln. 

 

f) 4%-Sonderzulage gemäß § 47 Abs. 3 GBDO 

Ab 1. März 1988 wurde den Vertragsbediensteten „eine Sonderzulage in Höhe von 4 % 

gewährt“. 

 

Im Hinblick auf eine transparente Gewährung der Sonderzulage 

gemäß § 47 Abs. 3 GBDO (Gewährung an einen generellen (nach 

Gattungsmerkmalen bezeichneten) Bedienstetenkreis) sollte 

diese in eine allfällige Nebengebührenordnung Eingang finden. 

 

 

Die Vollziehung der Gemeinderatsbeschlüsse betreffend 

Nebengebühren wirft hinsichtlich der Höhe der Zulagen sowie 
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des persönlichen und sachlichen Anwendungsbereichs 

Auslegungsfragen auf. Aus diesem Grund sollte sich der 

Gemeinderat mit der Nebengebührengewährung neuerlich 

befassen. Sollten weiterhin Nebengebühren nach gleichen 

Grundsätzen allgemein gewährt werden, wären diese in eine 

Verordnung (Nebengebührenordnung) zu überführen, in der 

auch gemäß § 43 GBDO eine Reisegebührenregelung zu treffen 

wäre. In weiterer Folge wäre darauf Bedacht zu nehmen, dass 

Nebengebühren, die vom Gemeinderat auf Grund der §§ 45 bis 

47 GBDO (in absoluten Eurobeträgen) gewährt werden, in 

demselben Ausmaß zu erhöhen sind, um das sich der 

Gehaltsansatz in der Gehaltsstufe 9 der Verwendungsgruppe VI 

der GBGO ändert. 

 

 

TEILBERICHT FINANZIELLE LAGE 

12. HAUSHALTSKONSOLIDIERUNG - EINSPARUNGSMASSNAHMEN 

 

Die Gemeinde musste wie im letzten Einschaubericht festgestellt wurde, ein 

Haushaltskonsolidirungskonzept erstellen. Auch auf Basis der aktuellen von der 

Gemeinde beschlossenen Budgetwerte (Voranschlag 2026 und mittelfristige 

Finanzplanung bis 2030) ist die Lage unverändert. 

Eine Auswertung der entsprechenden Zahlen der Marktgemeinde nach den 

Bestimmungen des § 72b NÖ GO 1973 „Haushaltskonsolidierungskonzept“ zeigt 

folgendes Bild:  
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Die angespannte finanzielle Lage (= cash-mäßige Unterdeckung) ist im 

Finanzierungshaushalt beim Saldo 5 „Geldfluss aus der voranschlagswirksamen 

Gebarung (SA 5) für die Jahre 2026 bis 2030 ersichtlich (jeweils negative Werte in den 

Jahren 2026 bis 2030, inkl. budgetierter BZ II in der Höhe von € 891.000,-- im VA 2026, 

Gesamtsumme: rund - € 4.010.000,--). Auf Basis des vorhandenen Kassenbestandes 

per 31. Dezember 2025 und eines möglichen Kassenkredites im Jahr 2030 (10 % laut 

§ 79 NÖ GO 1973) unter Berücksichtigung des Geldbedarfes für die nächsten fünf 

Jahre abzüglich der budgetierten Bedarfszuweisungen II im Voranschlag 2026 ergibt 

sich mittelfristig ein zusätzlicher Liquiditätsbedarf von rund € 4.400.000,--. 

 

Gemäß § 72b NÖ GO 1973 hat die Gemeinde zur Sicherstellung 

der ordnungsgemäßen Besorgung ihrer Aufgaben ein 

Haushaltskonsolidierungskonzept zu erstellen, wenn  

1. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Finanzplanung 

(§ 72a) die allgemeine Haushaltsrücklage aufgebraucht wird und 

die gemäß § 79 gesetzlich maximal ausnutzbare 

Kontoüberziehung nicht ausreicht, um die fristgerechte 

Auszahlung von Zahlungsverpflichtungen der Gemeinde 

sicherzustellen, oder  

2. das jährliche Haushaltspotenzial der letzten beiden 

Rechnungsabschlüsse negativ war, im Voranschlag wiederum 

ein negatives jährliches Haushaltspotenzial ausgewiesen ist 

und innerhalb des Zeitraumes der bevorstehenden zwei Jahre 

negativ ist. 

 

Das Haushaltskonsolidierungskonzept hat zumindest den 

Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung zu umfassen. Die 

Gemeinde hat sicherzustellen, dass zumindest die gesetzlichen 

und vertraglichen Verpflichtungen erfüllt werden können und 

Maßnahmen zur Verbesserung der finanziellen Lage 

festzulegen.  
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Das Haushaltskonsolidierungskonzept ist, so weit die 

Voraussetzungen des Abs. 1 weiterhin gegeben sind, zumindest 

jährlich der Entwicklung anzupassen (§ 72 Abs. 2 NÖ GO 1973). 

Gemäß § 72b Abs. 3 NÖ GO 1973 ist das 

Haushaltskonsolidierungskonzept vom Gemeinderat zu 

beschließen, spätestens bei der Erstellung des nächstfolgenden 

Voranschlages zu berücksichtigen und der Aufsichtsbehörde 

vorzulegen. 

Nach den Bestimmungen des § 72b Abs. 4 NÖ GO 1973 hat das 

Haushaltskonsolidierungskonzept jedenfalls folgende Punkte zu 

berücksichtigen: 

 a) Pflichtausgaben aufgegliedert in gesetzlich und 

vertraglich verpflichtende Ausgaben, 

 b) Ermessensausgaben der Gemeinden, 

 c) Personalkosten, 

 d) gemeindeeigene Betriebe und 

 e) die Finanzkraft der Gemeinde (vgl. § 72b Abs. 5 

NÖ GO 1973). 

 

 

In der Sitzung des Gemeinderates am 25. März 2026 wurden weitere Maßnahmen zur 

Sanierung des Haushaltes beschlossen: 

• Erhöhung der Elternbeiträge für die Nachmittagsbetreuung im Kindergarten 

(2026/2027) 

• Reduzierung der Bezüge Mandatare (nach einer Erhöhung im Jahr 2023) um 

20 % 

• Aussetzung der Vereinsförderungen bis auf weiteres 

 

 

In der nachstehenden Tabelle wurden die vom Gemeinderat am 10. Dezember 2025 

beschlossenen Maßnahmen (Haushaltskonten) im Rahmen des 

Haushaltskonsolidierungskonzeptes (§ 72b NÖ GO 1973) sowie die im Zuge der 

Einschau 2025 beispielhaft aufgezählten Ermessensausgaben (Haushaltskonten) 
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eingearbeitet. In dieser Liste sind auch die Vergleichswerte des 

Rechnungsabschlusses 2025 sowie des Nachtragsvoranschlages 2025 enthalten:  

HH-Stelle Bezeichnung RA 2025 NTVA 2025  VA 2026 2027 2028 2029 2030

019-723000 Amtspauschalien und Repräsentationsausgaben 2.407 5.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000

019-723100 Montessori-Werkstatt 0 0 0 0 0 0 0

022-728000 Sonstige Leistungen Standesamt 4.090 3.700 2.200 2.200 2.200 2.200 2.200

023-728100 Willkommensbox 0 0 500 0 500 0 500

031-070000 Flächenwidmungsplanänderung 50.512 43.100 25.000 25.000 25.000 25.000 25.000

060-726100 Beiträge an Verbände 9.991 11.000 11.000 11.000 11.000 11.000 11.000

060-726200 Beitrag "Leader+Projekte" 1.697 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000

060-726300 Welterbefonds 5.000 5.000 0 0 0 0 0

062-413000 Ehrungen und Auszeichnungen 4.891 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000

120-728000 Entgelte für sonst. Leistungen - Veranstaltungskosten 7.008 7.000 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000

211-042000 Betriebsausstattung VS 14.354 20.000 7.800 6.000 6.000 6.000 6.000

240-042000 Betriebsausstattung KG 18.876 15.000 11.800 5.000 5.000 5.000 5.000

240-400010 Geringwertige Wirtschaftsgüter - KG 5.756 6.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000

269-757000 Subvention an Sportvereine * 1.224 4.600 1.600 1.600 1.600 1.700 1.700

321-757000 Lfd. Zuschüsse an Musikverein * 1.881 2.100 1.700 2.100 2.100 2.100 2.100

321-757010 TMK Gemeindebeitrag 0 0 3.000 0 0 0 0

321-757100 Subv. Gesangsverein 0 0 300 300 300 300 300

363-728000 Ortsbildpflege - Blumen 1.965 1.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000

369-729000 Brauchtumspflege 1.317 1.300 1.500 1.500 1.500 1.500 1.500

381-757000 Subv. Kath.BW/Heimatwerk 440 0 500 500 500 500 500

429-728000 Altenbetreuung-Senioren 13.332 6.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000

439-723000 Willkommensgesch. f. Neugeborene 160 200 200 200 200 200 200

439-723100 Elternfrühstück 0 500 500 500 500 500 500

439-728100 Mobile Jugendarbeit * 37.669 33.900 10.000 0 0 0 0

439-751000 Anktionen für Jugend * 0 500 300 300 300 300 300

511-728100 Familienfreundl. Gemeinde Projekte 9.000 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000

512-728000 Gesunde Gemeinde 3.484 3.500 3.400 3.400 3.400 3.400 3.400

512-728100 Gesundes Arbeiten 0 500 1.500 1.500 1.500 1.500 1.500

520-728000 Entgelte für sonst. Leistungen (Natur im Garten) 0 500 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000

520-729000 Klimaschutzgemeinde 1.215 1.200 1.200 1.200 1.200 1.200 1.200

633-619000 Wildbachbegehungen 0 2.000 0 0 0 0 0

640-400000 Geringwertige Wirtschaftsgüter - Verkehrszeichen 0 3.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000

640-611000 Instandhaltung von Straßenbauten 1.183 4.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000

650-620000 VOR-Schnupperticket 1.814 1.800 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000

749-757000 Subvention Imkerverein 376 400 400 400 400 400 400

770-726000 Mitgliedsbeiträge an Institutionen Wachau-Nibelungengau 14.954 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000

771-728000 Entgelte für sonstige Leistungen Insertionen 1.033 1.100 1.700 1.700 1.700 1.700 1.700

771-757000 Subvention an Tourismusverein 0 1.700 1.500 1.500 1.500 1.500 1.500

789-050000 Weihnachtsbeleuchtung 868 4.000 3.000 2.000 2.000 2.000 2.000

815-618000 Instandhaltung Kinderspielplätze 501 3.000 2.000 2.000 4.000 4.000 4.000

820-402000 Werkzeuge Bauhof 3.996 5.000 3.500 3.500 3.500 3.500 3.500

820-700000 Miet- und Pachtaufwand 12.756 10.000 10.000 0 0 0 0

839-400000 Geringwertige Wirtschaftsgüter - Freizeitzentrum 0 2.000 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000

839-454000 Reinigungsmittel FZ 874 3.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000

839-459000 Sonstige Verbrauchsgüter FZ 1.180 2.000 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000

839-619000 Instandhaltung Anlagen FZ 6.052 6.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000

839-726000 Mitgliedsbeiträge an Institutionen Bootsverein 800 800 800 800 800 800 800

920-722000 Rückersätze von Einnahmen (Gebrauchsabgabe Genossenschaft) 1.107 1.100 0 0 0 0 0

Summe 243.762,88 247.500,00 167.900,00 135.200,00 137.700,00 137.300,00 137.800,00

Summe exklusive Jugendförderung 202.989,37     206.400,00     154.300,00     131.200,00     133.700,00     133.200,00     133.700,00     

*  Jugendförderung

Hauhaltskonten Haushaltskonsolidierungskonzept - GR vom 10.12.2025

Haushaltskonten Ermessensausgaben lt. Einschaubericht aus dem Jahr 2025  

 

Aus dieser Tabelle ist grundsätzlich ersichtlich, dass sich das Einsparungspotential im 

Voranschlag 2026 bzw. mittelfristigen Finanzplan 2027 (Summe der angeführten 

Konten: € 167.900,-- bzw. € 135.200,--) im Vergleich zum Rechnungsabschluss 2025 

(Summe der angeführten Konten: rund € 243.800,--) und Nachtragsvoranschlag 2025 

(Summe der angeführten Konten: rund € 247.500,--) im Wesentlichen auf folgende 

Haushaltsbereiche beschränkt (geringere Kosten für Flächenwidmungsplanänderungen, 

Streichung der Kosten für Welterbefonds, geringere Veranstaltungskosten beim Ansatz 

„Allgemeinen Angelegenheiten“, geringere Kosten für sonstige Anschaffungen 
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(Kontengruppe 0) im Bereich Volksschule und Kindergarten, Streichung der Kosten für 

die mobile Jugendarbeit sowie der Entfall des Miet- und Pachtaufwandes beim Bauhof): 

Einsparung Einsparung

2026 2027

031-070000 Flächenwidmungsplanänderung 18.100 0

060-726300 Welterbefonds 5.000 0

120-728000 Entgelte für sonst. Leistungen - Veranstaltungskosten 6.000 0

211-042000 Betriebsausstattung VS 12.200 1.800

240-042000 Betriebsausstattung KG 3.200 6.800

439-728100 Mobile Jugendarbeit * 23.900 10.000

820-700000 Miet- und Pachtaufwand 0 10.000

Summe 68.400 28.600

HH-Konto Bezeichnung

 

 

 

Ab dem mittelfristigen Finanzplan 2027 bis 2030 bleiben die angeführten Konten 

(Budgetpositionen) in der Vergleichsaufstellung nahezu unverändert.  

 

Wie aus der oben angeführten Tabelle ersichtlich ist, betreffen 

rund die Hälfte der Einsparungen Investitionen mit der 

Kontengruppe 0. Um das Gemeindebudget tiefgreifend zu 

sanieren, sind jedenfalls nachhaltige Ausgabeneinsparungen 

bzw. nachhaltige Mehreinnahmen im laufenden Betrieb zu 

generieren. Investitionen, die nicht zur Erfüllung der 

gesetzlichen und vertraglichen Pflichten notwendig sind, sind in 

Hinkunft jedenfalls zu vermeiden.  

 

 

13. ENTWICKLUNG ERTRAGSANTEILE (EA), UMLAGEN UND NETTO-ERTRAGSANTEILE 

 

Jahr EA in Euro Differenz zum VJ

2019 1.529.100

2020 1.402.500 -126.600

2021 1.636.100 233.600

2022 1.856.900 220.800

2023 1.767.600 -89.300

2024 1.846.900 79.300

2025 1.847.000 100

VA 2026 1.919.000 72.000  
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Die Werte zeigen nach einem Rückgang im Jahr 2020 einen Aufwärtstrend mit einer 

Stabilisierung ab dem Jahr 2022. Im Zeitraum 2019 bis 2025 sind die Ertragsanteile 

betragsmäßig um € 317.900,-- gestiegen. Im Betrachtungszeitraum 2022 bis 2025 

ergibt sich bei den Ertragsanteilen jedoch ein betragsmäßiger Rückgang von € 9.900,--. 

Mit dem Finanzjahr 2026 (Prognose Voranschlag 2026) ist erstmals wieder mit einem 

deutlicheren Zuwachs bei den Ertragsanteilen zu rechnen. 

 

 

Jahr SH-Umlage JH-Umlage NÖKAS Summe Umlagen

2019 207.700 29.100 412.300 649.100

2020 200.000 29.500 414.300 643.800

2021 207.200 39.900 439.100 686.200

2022 235.300 44.900 467.800 748.000

2023 265.300 50.900 474.400 790.600

2024 272.800 53.700 508.200 834.700

2025 316.200 60.000 546.100 922.300

VA 2026 349.000 64.000 589.000 1.002.000  
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Die Gesamtbelastung an Zahlungen für Umlagen steigt ab dem Jahr 2021 massiv an. 

Bis zum Voranschlag 2026 wächst die Summe der Umlagen im Vergleich zum Jahr 

2019 um insgesamt € 352.900,-- (+54,4 %). 

 

 

Jahr Ertragsanteile Summe Umlagen Netto-Ertragsanteile Umlagenquote *

2019 1.529.100 649.100,00 880.000,00 42,4%

2020 1.402.500 643.800,00 758.700,00 45,9%

2021 1.636.100 686.200,00 949.900,00 41,9%

2022 1.856.900 748.000,00 1.108.900,00 40,3%

2023 1.767.600 790.600,00 977.000,00 44,7%

2024 1.846.900 834.700,00 1.012.200,00 45,2%

2025 1.847.000 922.300,00 924.700,00 49,9%

VA 2026 1.919.000 1.002.000,00 917.000,00 52,2%

*Die Umlagenquote gibt an, wie viel Prozent der Ertragsanteile durch Umlagen wieder 

abgezogen werden.  

 

 

Trotz fast identischer Brutto-Ertragsanteile des Jahres 2025 im Vergleich zu 2024 sinkt 

der Netto-Betrag (Netto-Ertragsanteile) 2025 deutlich auf € 924.700,--. Grund ist der 

massive Anstieg der Umlagen auf fast 50 % der Ertragsanteile (Umlagenquote). 
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Das Jahr 2022 markiert mit über 1,1 Mio. Euro den bisherigen Höchststand bei den 

Netto-Einnahmen, begünstigt durch die niedrigste Umlagenquote (40,3%) im 

Beobachtungszeitraum. 

Seit dem Jahr 2022 sinken die Netto-Ertragsanteile kontinuierlich, obwohl die 

Brutto-Einnahmen steigen. Das liegt an der stark kletternden Umlagenquote, die bis 

2026 laut Voranschlag (VA) auf über 52 % steigen soll. 

Besonders zwischen 2024 und 2026 zehren die Umlagen den Zuwachs bei den 

Ertragsanteilen komplett auf, sodass effektiv weniger Geld als noch 2021 zur Verfügung 

steht. Dieser Umlagen-Trend wird sich auch in den kommenden Jahren nicht wesentlich 

verändern.  

 

 

14. FINANZIELLE LAGE - ZUSAMMENFASSUNG 

 

Auf Basis des Voranschlages 2026 ergibt sich eine negative Finanzspitze von 

- € 847.000,00. 

Im Voranschlag 2026 ist bei der Haushaltspotenzialberechnung 

(H1 = Überschuss/Fehlbetrag laufender Betrieb) zwar ein Überschuss von € 15.300,00 

ausgewiesen, in diesem Überschuss sind allerdings Bedarfszuweisungen II (BZ zur 

Liquiditätsstärkung) in der Höhe von € 891.000,00 enthalten. 

Ein Endstand kumuliertes Haushaltspotential aus dem Vorjahr (RA 2025) ist im 

Voranschlag 2026 nicht enthalten. Im Rechnungsabschluss 2025 ergibt sich ein „H4 

kumuliertes Haushaltspotential (Eigenmittel) Endstand“ (= tatsächlicher Endstand 

Haushaltspotenzialrücklage) in der Höhe von € 52.531,63.  

Unter Berücksichtigung dieses Ergebnisses würde sich auf Basis der 

Voranschlagsdaten 2026 ein Haushaltsabgang von rund € 825.200,-- ergeben. 

 

Auch auf Basis der mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 2027 bis 2030 sind 

jährliche Abgänge zwischen - € 910.000,00 und - € 1.110.000,00 ausgewiesen.  

 

Die finanziellen Voraussetzungen für Darlehensaufnahmen sind 

auf Basis des Voranschlages 2026 bzw. aufgrund der negativen 

Finanzspitze grundsätzlich nicht mehr gegeben und mit einer 
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aufsichtsbehördlichen Genehmigung einer Darlehensaufnahme 

kann nicht gerechnet werden.  

 

 

Aus Sicht der Aufsichtsbehörde kann der ausgewiesene Wert an Bedarfszuweisungen II 

(€ 891.000,--) auf Grund mangelnder zur Verfügung stehender Mittel keinesfalls erfüllt 

werden. Dies bedeutet, dass ein Teil des Abganges aus dem Jahr 2026 zusätzlich in 

das Finanzjahr 2027 übernommen werden muss (im mittelfristigen Finanzplan 2027 

erforderliche Bedarfszuweisungen II: € 910.600,--).  

 

Folgende Bedarfszuweisung wurden in den Jahren 2020 bis 2025 ausbezahlt bzw. sind 

in den Folgejahren auf Grundlage der mittelfristigen Finanzplanung erforderlich: 

Jahr BZ I BZ II Bauhof Str.Bau Su.BZ I+BZ II+BZ III Su. BZ II + III

RA 2020 120.970 250.000 370.970 250.000

RA 2021 152.133 290.000 442.133 290.000

RA 2022 172.045 0 200.000 150.000 522.045 350.000

RA 2023 144.527 275.000 75.000 494.527 350.000

RA 2024 193.772 250.000 75.000 518.772 325.000

RA 2025 187.939 430.000 617.939 430.000

VA 2026 165.000 891.000 1.056.000 891.000

MFP 2027 165.000 910.600 1.075.600 910.600

MFP 2028 165.000 953.800 1.118.800 953.800

MFP 2029 165.000 1.091.900 1.256.900 1.091.900

MFP 2030 165.000 1.111.900 1.276.900 1.111.900

Summe 2020 bis 2025 971.387 1.495.000 350.000 150.000 2.966.387 1.995.000

Summe 2026 bis 2030 825.000 4.959.200 0 0 5.784.200 4.959.200

Gesamtsumme 1.796.387 6.454.200 350.000 150.000 8.750.587 6.954.200  
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Die von der Marktgemeinde bisher beschlossenen Einsparungen bzw. Mehreinnahmen 

werden voraussichtlich den Bedarf an Bedarfszuweisungen II nicht wesentlich 

verringern. Nicht durch BZ II abgedeckte Abgänge der einzelnen Rechnungsjahre 

müssten in die Folgejahre übernommen werden. 

 

Auf Basis der mittelfristigen Finanzplanung 2027 bis 2030 aus 

dem Voranschlag 2026 beträgt das jährliche Haushaltspotenzial 

zwischen rund - € 910.000,-- und - € 1.100.000,-- ( = jährlicher 

Abgang). 

 

Das bedeutet: 

Auf Basis der vorgelegten Informationen ist eine 

Zahlungsunfähigkeit der Gemeinde mittelfristig sehr 

wahrscheinlich, sofern seitens der Gemeinde keine 

umfangreichen gegensteuernden Maßnahmen ergriffen werden!  

 

Auch unter Berücksichtigung der zu erwartenden 

Bedarfszuweisungen II (Bedarfszuweisung zur 

Liquiditätsstärkung) wird es der Marktgemeinde nur schwer 

gelingen, den operativen Haushalt ausgeglichen erstellen zu 

können.  

 
 

Folgende Maßnahmen sollten – wie auch schon im Einschaubericht aus dem Jahr 2025 

angeführt - bei der Erstellung eines Haushaltskonsolidierungskonzeptes durch die 

Marktgemeinde und darüber hinaus auch von jedem Mitglied des Gemeindesrates 

jedenfalls berücksichtigt werden: 

 

• (nachhaltiges) Sparen bedeutet grundsätzlich das 

Reduzieren bzw. Streichen von Mittelverwendungen 

(= Einsparungen bei den Ausgaben!) 

• zumindest kostendeckende Führung der Betriebe 

Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Friedhof sowie 

Wohn- und Geschäftsgebäuden; 
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• Reduzierung von freiwilligen Leistungen bzw. Überprüfung 

sämtlicher Ermessensausgaben auf ihre Zweckmäßigkeit 

und soziale Treffsicherheit; 

• KONZENTRATION auf absolute Pflichtausgaben 

• Prüfung sämtlicher Gemeindeausgaben auf ihre 

gesetzliche Notwendigkeit und absolute Notwendigkeit; 

• die Haushaltsgrundsätze der Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sind bei allen 

Einnahmen und Ausgaben anzuwenden; 

• Überprüfung, ob von der Gemeinde erbrachte Leistungen 

nicht von Freiwilligen erbracht oder alternativ sofort 

eingestellt werden können; 

• Prüfung auf Schaffung neuer Einnahmenmöglichkeiten 

ohne Mehraufwand oder Folgekosten; 

• regelmäßige vollständige Flächenerhebungen aller an den 

Kanal und Wasserleitung angeschlossenen 

Liegenschaften; 

• regelmäßige Anpassung des Einheitssatzes der 

Aufschließungsabgabe (Kalkulation der 

Herstellungskosten erforderlich); 

• keine Darlehensaufnahmen bzw. Begründung einer 

Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich einer 

Kreditverpflichtung gleichkommt (z. B. Leasing), die aus 

allgemeinen Deckungsmitteln bedeckt werden müssen; 

• Prüfung der Leistbarkeit neuer Projekte hinsichtlich 

allfälliger Mehr- und Folgekosten sowie deren gesetzlicher 

Erfordernisse; 

• Auftragsvergaben erst nach gesicherter Finanzierung (vgl. 

§ 72a Abs. 9 NÖ GO 1973); 

• die Ausgeglichenheit des mittelfristigen Finanzplanes 

(insbesondere Finanzierungshaushalt) ist sicherzustellen. 
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Die getroffenen Feststellungen wurden mit den beteiligten Personen an Ort und Stelle 

besprochen. 

 

 

Dieser Bericht ist dem Gemeinderat in einer Sitzung unter einem 

eigenen Tagesordnungspunkt vollinhaltlich zur Kenntnis zu 

bringen. Die aufgrund des Überprüfungsergebnisses getroffe-

nen Maßnahmen sind der Aufsichtsbehörde gemäß § 89 Abs. 2 

NÖ Gemeindeordnung 1973 innerhalb von drei Monaten 

mitzuteilen. 
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